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Vorwort von 

Frank BSIRSKE 

Vorsitzender der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 

 

Der Sozialstaat in Deutschland leidet seit Langem unter Ausgaben- und 

Leistungskürzungen und zu geringer Finanzausstattung. Die Krise in 

2008/2009 hat diese Problematik verschärft. Die zuletzt wieder positive-

ren Zahlen und Schätzungen zu den Steuer- und Sozialbeitragseinnahmen 

dürfen nicht darüber hinweg täuschen, dass das vor der Krise erwartete 

Einnahmeniveau allein bei den Steuern weiterhin um 60 Milliarden Euro 

unterschritten wird.  

Das Grundproblem ist eine seit den 1990er Jahren betriebene Politik der 

Steuersenkung, von der vor allem Unternehmen (mehrfache Senkung der 

Körperschaftsteuer, Wegfall der Gewerbekapitalsteuer), hohe Einkommen 

(Senkung des Spitzensteuersatzes), Kapitalerträge (Abgeltungssteuer) und 

große Vermögen (Wegfall der Vermögensteuer) begünstigt wurden. Die 

Erhöhung der Energiesteuer, mit der eine Senkung der Rentenversiche-

rungsbeiträge finanziert wurde, und die Erhöhung der Mehrwertsteuer 

zum Abbau der Defizite belasteten demgegenüber überproportional Men-

schen, die nur geringe oder durchschnittliche Einkommen haben oder auf 

soziale Leistungen angewiesen sind.  

Im bisherigen Verlauf des Jahres 2011 haben sich aufgrund der relativ 

guten Wirtschaftslage die Steuereinnahmen in Deutschland besser entwi-

ckelt als zuvor erwartet. Dies hat neuen Diskussionen um Steuersenkun-

gen Auftrieb gegeben. Angeblich sollen dabei vor allem niedrige und 

mittlere Einkommen entlastet werden. Dabei wird auch oft auf die „kalte 

Progression“ verwiesen, die angeblich alle Einkommenszuwächse auf-

fresse und für sinkende Nettoreallöhne verantwortlich sei. 
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Tatsächlich gab es in den letzten 16 Jahren zehn Absenkungen des Ein-

kommensteuertarifs, die insbesondere seit 2000 der „kalten Progression“ 

entgegengewirkt und sie vor allem bei hohen Einkommen weit überkom-

pensiert haben. Für Stagnation oder Rückgang der Reallöhne in den letz-

ten zehn Jahren sind nicht höhere Steuern oder Abgaben, sondern deut-

lich zu geringe Bruttolohnzuwächse sowie die Ausbreitung des Niedrig-

lohnbereichs und der Lohndrückerei verantwortlich. 

Aus der Konstruktion des Einkommensteuertarifs ergibt sich, dass jede 

Absenkung der Steuerbelastung im unteren Bereich automatisch in min-

destens gleichem, in der Regel höherem Maße auch alle höheren Ein-

kommen entlastet. Da alle Steuerzahlenden profitieren, treten zudem sehr 

hohe Einnahmeausfälle auf, die leicht zweistellige Milliardenbeträge 

erreichen. Deshalb ist es für eine sozial orientierte Steuerpolitik auf ab-

sehbare Zeit unverzichtbar, die Absenkung des Steuertarifs im unteren 

Bereich durch höhere Steuersätze auf hohe Einkommen auszugleichen. 

Ebenfalls gefordert wird der Wegfall des Solidaritätszuschlags, auch mit 

der Begründung, dass die deutsche Einheit nun schon seit über 20 Jahren 

bestehe. Doch die Einnahmen aus dem Soli fließen in den allgemeinen, 

gesamtdeutschen Staatshaushalt, zwölf Milliarden Euro im Jahr – unge-

fähr so viel wie der gesamte Etat des Bundesministeriums für Bildung 

und Forschung. Der Solidarpakt für die ostdeutschen Bundesländer ist 

davon unabhängig und soll bis 2020 ohnehin auslaufen. Dieser Vorschlag 

ist verteilungspolitisch ganz besonders negativ zu beurteilen, denn der 

Soli ist das progressivste Element der Einkommensbesteuerung. Allein-

stehende Beschäftigte ohne Kinder mit einem Jahresbrutto unter 17.000 

Euro zahlen keinen Soli. Wer 3.000 Euro im Monat verdient, zahlt 26 

Euro. Wer aber 20.000 im Monat bekommt, würde durch den Wegfall des 

Soli 409 Euro im Monat mehr haben. 

Durchaus problematisch sind auch Forderungen die Sozialbeiträge zu 

senken. Das soll niedrigere Lohnkosten und höhere Nettolöhne ermögli-

chen. Doch tatsächlich sind die Löhne und gesamten Lohnkosten in 

Deutschland nicht zu hoch, sondern zu niedrig. Das schwächt die Bin-

nennachfrage und ist eine Ursache der übermäßigen Exportüberschüsse 
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Deutschlands, die wiederum ein Hintergrund der zunehmenden internati-

onalen Ungleichgewichte und Verschuldungsprobleme anderer Länder 

sind. 

Sozialbeiträge sind aus Sicht von ver.di in erster Linie Lohnbestandteile 

und Versicherungsbeiträge, nicht Steuern. ver.di fordert eine paritätisch 

finanzierte Bürgerversicherung für Gesundheit und Pflege mit Einbezie-

hung aller Einkommen und erhöhten Beitragsbemessungsgrenzen. Dies 

würde zu einer spürbaren Senkung der Beitragssätze ohne Minderein-

nahmen führen. 

Sozialbeitragssenkungen würden ansonsten zu hohen Mindereinnahmen 

führen, in der Gesetzlichen Krankenversicherung von 10,5 Milliarden 

Euro je Prozentpunkt. Diese müssten durch weitere Leistungskürzungen 

oder stark erhöhte steuerfinanzierte Zuschüsse ausgeglichen werden. 

Zugleich würden durch die Senkung der Arbeitgeberbeiträge die Unter-

nehmen unnötig entlastet. Reduzierte Sozialbeiträge für niedrige Ein-

kommen gibt es bereits in Form der Mini- und Midijobs. Sie wirken als 

Subventionierung von Niedriglöhnen und begünstigen die Aufspaltung 

von Vollzeit- in Teilzeitbeschäftigung. Für ver.di kommt es vor allem 

darauf an, allen Menschen eine existenzsichernde Beschäftigung zu er-

möglichen. Entscheidend sind dafür gesetzlicher Mindestlohn und die 

Stärkung der Tarifverträge sowie eine wieder sozial orientierte Regulie-

rung des Arbeitsmarktes. 

ver.di fordert in ihrem „Konzept Steuergerechtigkeit“ eine höhere und 

effektivere Besteuerung von großen Vermögen und Erbschaften, hohen 

Einkommen, Unternehmensgewinnen, Kapitalerträgen und Finanztrans-

aktionen, bei gleichzeitiger Entlastung niedrigerer Einkommen. Die Steu-

ereinnahmen müssen ausreichen, um die staatlichen Aufgaben, vor allem 

die der Daseinsvorsorge und der sozialen Sicherung, zu gewährleisten. 

Die entscheidenden Aufgaben liegen heute darin, wieder eine Vermögen-

steuer in Deutschland durchzusetzen und dafür zu sorgen, dass finanz-

starke Unternehmen wieder einen angemessenen Beitrag zur Finanzie-

rung der öffentlichen Aufgaben leisten. Hier muss insbesondere der Ver-
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schiebung von Erträgen in steuergünstigere andere Länder stärker entge-

gengewirkt werden. 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass nach bisherigem Stand der Gemeindefi-

nanzreformkommission die Gewerbesteuer erhalten bleibt. Das reicht 

aber nicht. Sie muss als wichtigste Steuerquelle der Städte gestärkt und 

zu einer Gemeindewirtschaftsteuer ausgebaut werden, so dass die gesam-

te betriebliche Wertschöpfung am Ort steuerlich erfasst wird.  

Es ist also notwendig und wichtig, über mögliche steuerliche Maßnahmen 

zur nachhaltigen Steuerfinanzierung nachzudenken und gut begründete 

Vorschläge zu unterbreiten. Insbesondere zur Erweiterung der Gewerbe-

steuer und zur Stärkung der Unternehmens-, Kapitalertrag- und Vermö-

gensbesteuerung bietet das vorliegende Buch hierzu wertvolle Beiträge. 
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Einführung 

Noch ein Buch über Steuern – wie langweilig. Jeder weiß doch schon, 

dass dieses ganze Steuerwesen unsäglich kompliziert und gänzlich unver-

ständlich ist und vermutlich total ungerecht. Sicher ist nur eins: Die Steu-

ern, die ich zahlen muss, sind viel zu hoch. 

Und wofür der Staat sein Geld ausgibt! Da fällt jedem etwas ein, was 

falsch läuft: Muss der Staat die Banken retten, die sich mit wertlosen 

Papieren verspekuliert haben, und dazu auch noch die Nachbarstaaten im 

Süden, die ihre Bilanzen gefälscht haben? Oder: Brauchen wir wirklich 

Kriegsschiffe auf den Weltmeeren und Panzerdivisionen an den Grenzen? 

Müssen wir Großgrundbesitzer subventionieren und Kohlebergwerke und 

und und … . Da gibt es für jeden etwas, das ihn besonders ärgert. 

Und zum Thema Steuern und zur Staatsfinanzierung einige genauere und 

peinlichere Fragen: Müssen wir wirklich das wirtschaftliche Handeln 

massiv belasten und das bloße Besitzen von Vermögen steuerlich begüns-

tigen? Müssen wir weiterhin umherschweifende Finanzjongleure 

(´Heuschrecken´), die prosperierende Unternehmen zerschlagen, und die 

Vernichtung von Arbeitsplätzen mittels Betriebsverlagerung in Billig-

lohnländer steuerlich fördern?  

Und jetzt die Hauptfrage: Wie ist das alles eigentlich so weit gekommen? 

Ein alter Jurist hat darauf vor gut 200 Jahren, verkleidet als Teufel Me-

phisto, eine Antwort gegeben: 

"Es erben sich Gesetz´ und Rechte 

  wie eine ew´ge Krankheit fort, 

  sie schleppen von Geschlecht sich zu Geschlechte … 

  Vernunft wird Unsinn, Wohltat Plage … " 

(Faust I, 4. Szene) 

Mephisto hat leider recht: Auch das heutige Steuerrecht, aus der Zeit 

unserer Urgroßväter vererbt, wurde einstmals durchaus vernünftig für 
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eine nationale Ökonomie formuliert. In einer globalen Wirtschaft, bei 

weltweiter Kapitalverkehrsfreiheit und sekundenschnellen internationalen 

Finanztransaktionen ist nun aber Vieles Unsinn geworden, auch weil der 

nationale Gesetzgeber diese drastischen Veränderungen immer noch nicht 

angemessen berücksichtigt hat. Auch die Wohltaten, die mächtige Lob-

bygruppen für ihre Auftraggeber über die Jahre erwirkt haben, sind nun 

vielfach zur Plage geworden.  

Von einigem, was da also im Verlauf der letzten Jahrzehnte Unsinn ge-

worden ist und Plage, handelt dieses kleine Buch. Doch wenn man mehr 

dazu sagen will als Mephistos allgemeine Klage, dann muss man ins De-

tail gehen, in dem ja bekanntlich gerade der Teufel steckt. Das Buch folgt 

deshalb der herkömmlichen, wenngleich vielfach überholten systemati-

schen Einteilung der Steuern in einkommen-, vermögen- und verbrauch-

bezogene Steuern und geht dann den einzelnen Gesetzen und Reformge-

setzen und Reformen der Reformgesetze nach.  

Neben der Rettung konkursbedrohter Banken und Staaten gibt es ja tat-

sächlich dringende Aufgaben und Ausgaben der öffentlichen Hand, die 

wieder finanzierbar gemacht werden müssen. Insbesondere auf ein hohes 

Niveau öffentlicher Infrastrukturen ist in der Tat jeder angewiesen, der in 

Deutschland lebt und Einkommen erwirbt. Unbehinderter Verkehr, funk-

tionierende Versorgungs- und Kommunikationsnetze, Rechtssicherheit 

und soziale Sicherheit, ein hoher Stand von Bildung und Ausbildung, von 

Kunst und Kultur: Das alles, und nicht etwa nur eine besonders niedrige 

Steuerlast, macht den Standortvorteil eines entwickelten Industrielandes 

aus.  

Die Maßnahmen, die in diesem Buch vorgeschlagen werden, könnten 

einen Beitrag leisten zur Wiederherstellung einer nachhaltigen Finanzie-

rung unentbehrlicher staatlicher Leistungen, etwa zum Wiederauffüllen 

von Lücken und Löchern, die nicht nur in den Straßen, sondern fast über-

all im öffentlichen Bereich entstanden sind. 
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1 Ziel: Nachhaltige Staatsfinanzierung 

1.1 Strukturelle Unterfinanzierung der öffentlichen 

Haushalte muss nachhaltig beendet werden 

Die öffentlichen Haushalte sind weiter zunehmend unterfinanziert [Städte-

tag 2011; GEW 2011, Kap. 2]. Nicht zu niedrige Steuersätze sind die 

Hauptursache dafür, sondern eine Steuerpolitik, die seit über einem Jahr-

zehnt die Effekte der Globalisierung nicht berücksichtigt hat: Nach der 

aus vorglobalen Zeiten überkommenen Systematik und Praxis der Steuer-

erhebung können heute erhebliche Anteile von großen, in Deutschland 

erworbenen Einkommen legal dem deutschen Fiskus entzogen werden. 

Als eine Folge sind die Investitionen der öffentlichen Hand drastisch 

zurückgegangen, Verschuldung und Schuldzinszahlungen von Bund, 

Ländern und Gemeinden haben ein bedrohliches Ausmaß erreicht. Auch 

Deutschland verstößt seit Jahren immer wieder bezüglich Gesamtschul-

den und jährlicher Neuverschuldung gegen die Maastricht-Kriterien, die 

doch gerade die deutsche Forderung nach Euro-Stabilität garantieren 

sollten. Die laufenden EU-Rettungsprogramme müssen letztlich wesent-

lich vom deutschen Steuerzahler finanziert werden. 

Als weitere Folgen sind schon heute zu erkennen:  

 eine weitere drastische Reduzierung der Dienstleistungen der öffentli-

chen Hand, 

 eine deutliche Verschlechterung der Arbeitsbedingungen im öffentli-

chen Dienst, 

 ein weiteres Anwachsen der Zahl der Kinder und Jugendlichen, denen 

ein ungünstiges soziales Umfeld und das hierdurch überforderte Bil-

dungssystem die heute benötigten Qualifikationen nicht vermitteln 

[GEW 2011]. 
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Die zukünftig grundgesetzlich begrenzte Staatsverschuldung wird diese 

Probleme noch verschärfen [Truger u.a. 2009; Bischoff/Weber 2011; Ul-

rich/Brost 2011]. Angesichts wachsender Aufgaben im Sozial- und Bil-

dungsbereich, im Bereich der öffentlichen Ordnung und zur Erhaltung 

und zum Ausbau der Infrastruktur ist eine Reform von Steuersystem und 

Steuererhebung erforderlich, die nachhaltiges staatliches Handeln wieder 

finanzierbar macht.  

Die Beinahe-Insolvenz der USA Anfang August 2011 hat drastisch ge-

zeigt, wie wachsende soziale Ungleichheit und die resultierenden sozialen 

Lasten sowie eine systematische Steuersenkungspolitik zu Gunsten der 

Wohlhabenden [Liebert 2011] selbst die immer noch stärkste Wirtschafts-

macht der Erde an den Abgrund führen können.  

Wie kann die Handlungsfähigkeit der öffentlichen Hand wieder herge-

stellt werden ohne weitere Schuldenaufnahme, wie der staatliche Schul-

denberg wieder abgebaut und auf ein tragfähiges Maß verringert werden? 

Es gibt vier Möglichkeiten: Sparen, Wachstum, Weginflationieren, Erhö-

hung des Steueraufkommens, letztlich wohl als Kombinations-Therapie 

[Jarass 2010a]:  

 Das Sparen der öffentlichen Hand – mit Ausnahme eines weiteren 

Subventionsabbaus – hat aber die Grenze schon überschritten, wo zu-

sätzliches Sparen noch einen gesamtwirtschaftlichen Nutzen erbringt. 

 Das Wirtschaftswachstum richtet sich mehr nach der globalen Kon-

junktur als nach der deutschen Politik. Ein dauerhafter deutscher Ex-

portüberschuss würde als die andere Seite dieser Medaille eine dauer-

haft wachsende Verschuldung der Importländer erfordern, deren Zin-

sen und Tilgung mittlerweile als nicht mehr finanzierbar erscheint 

[Flassbeck/Spiecker 2011]. Zudem ist fraglich, ob dauerhaftes quantita-

tives Wirtschaftswachstum in Deutschland möglich und sinnvoll ist 

[Jarass 2010c]. 

 Zusätzliches Geld druckt die Europäische Zentralbank seit Längerem 

zur Stützung der Banken und notleidender Euro-Länder. Dies muss 

nicht zwingend die Inflation erhöhen [Zeise 2009], die Bezieher klei-

ner Einkommen durch Verringerung ihrer Kaufkraft am stärksten tref-
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fen würde. Andererseits würden dadurch die nominalen Schulden ab-

gewertet und damit die realen Kreditrückzahlungen gesenkt, möglich-

erweise auch die realen Zinssätze. 

 Erhöhung des Steueraufkommens: Der Deutsche Gewerkschafts-

bund hat im Juli 2011 die zentralen Forderungen zur Steuerpolitk pro-

grammatisch beschrieben: "Statt Steuersenkungen braucht Deutsch-

land Steuergerechtigkeit: Vermögende, Unternehmen, Erben und ho-

he Einkommen müssen wieder stärker zur Finanzierung öffentlicher 

Aufgaben herangezogen werden." [DGB 2011]. Die nachfolgend vor-

gestellten Eckpunkte sollen einen Beitrag zu diesem Programm leis-

ten. 

1.2 Verteilung von Einkommen sowie 

von Steuern & Sozialabgaben 

1.2.1 Tatsächlich bezahlte Steuer- & Sozialabgabenbelastung 

1970-2015 

Die Abb. 1.1a, b, c zeigen für 45 Jahre von 1970 bis 2015 (Prognose), wie 

sich 

a) Volkseinkommen 

b) Summe aus direkten Steuern & Sozialabgaben  

c) Jeweilige Steuer- & Sozialabgabenbelastung 

auf die zwei großen Gruppen von Einkommen verteilen, nämlich auf  

 Arbeitsentgelte (obere Kurve) und 

 Unternehmens- & Vermögenseinkommen (untere Kurve).  

Der historische Vergleich der in Abb. 1.1c gezeigten tatsächlich bezahl-

ten Steuer- & Sozialabgabenbelastung von Arbeitsentgelten (Produktions-

faktor Arbeit) und Unternehmens- & Vermögenseinkommen (Produktions-

faktor Kapital) zeigt die schrittweise durchgesetzte Verschiebung zu Un-

gunsten der Lohnempfänger: 
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Abb. 1.1 : Anteile am Volkseinkommen sowie Belastung durch 

direkte Steuern & Sozialabgaben 1970-2015 

a) Anteil am Volkseinkommen 
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b) Anteil an allen direkten Steuern & Sozialabgaben 
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c) Belastung des Einkommens durch Steuern & Sozialabgaben 
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Arbeitsentgelte = Bruttolohnsumme + Sozialabgaben der Arbeitgeber. 

Quellen: [BMF 2011c; VGR 2010; IMK 2011]; bis 1990 nur Westdeutschland. 
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 Um 1970 betrug in Deutschland die tatsächlich bezahlte Steuer- & 

Sozialabgabenbelastung von Arbeitsentgelten nur rund 35%, gering-

fügig mehr als die tatsächlich bezahlte Belastung von Unternehmens- 

& Vermögenseinkommen mit rund 30%.  

 Bis 1990 wurde die Belastung von Arbeitsentgelten schrittweise auf 

gut 40% erhöht, bis 2000 auf gut 45% und blieb bis 2010 bei gut 45%.  

 Die Belastung von Unternehmens- & Vermögenseinkommen wurde 

bis 1980 auf gut 35% erhöht, wurde dann, stark fluktuierend, abge-

senkt, erreichte durch die anfänglichen Maßnahmen der rot-grünen 

Bundesregierung unter Finanzminister Lafontaine in 2000 noch ein-

mal fast 30% und betrug 2010 nur noch gut 20%. 

Diese Steuerbelastung auf Unternehmens- & Vermögenseinkommen liegt 

deutlich unter dem EU27-Durchschnitt und ist weit niedriger als in ande-

ren größeren EU-Staaten (z.B. Italien und UK 39%, Frankreich 36%, Spanien 

und Österreich 27%). Nur die kleineren osteuropäischen EU-Länder liegen 

etwas darunter sowie die Niederlande mit nur 15% [EU 2011b, S. 136].  

Dringender Reformbedarf: 

 Die Steuer- & Sozialabgabenbelastung wurde seit Anfang der 

1980er Jahre immer mehr zu Ungunsten der Lohnempfänger  

verschoben.  

 Arbeit muss in 2010 vier Fünftel der direkten Steuern und Sozi-

alabgaben finanzieren (Abb. 1.1b), obwohl ihr Anteil am Volks-

einkommen nur gut drei Fünftel beträgt (Abb. 1.1a).  

 Diese Umverteilung von unten nach oben muss beendet werden. 

Ganz ähnlich wie hier beim dargestellten dringenden Reformbedarf ar-

gumentiert Kirchhof in "Wir verteilen von Arm zu Reich" [Kirchhof 

2011a]: "Wer viel verdient, kann seine Steuerschuld mindern. Er kann 

gute Berater bezahlen, stille Reserven bilden, Firmen verschachteln, Aus-

landsgesellschaften einrichten und so Gewinne und Verluste verschieben. 

Wer über viel Vermögen verfügt, kann die Steuer vermeiden. Aber nicht 

der, der mit seinem Jahreseinkommen sich und seine Familie ernähren 

muss." Zudem fordert Kirchhof ganz zu Recht: "Wer in Deutschland 



1  Ziel: Nachhaltige Staatsfinanzierung 20 

 

Einkommen erworben hat, muss diesen Erfolg unausweichlich hier ver-

steuern. Es kommt dann nicht darauf an, ob er seinen Firmensitz ins Aus-

land verlegt hat, sondern ob er hier seine Betriebsstätte hat, ob er auf 

unserem attraktiven Markt sein Geld verdient." 

Leider macht Kirchhof keine systematischen Vorschläge, wie die aus der 

internationalen Verflechtung der deutschen Wirtschaft resultierenden 

Steuersparmöglichkeiten gemindert werden können [Kirchhof 2011b]. 

Vielmehr schafft er, mit Ausnahme einer 10%-igen Erbschaftsteuer, alle 

vermögenbezogenen Steuern inkl. der kommunalen Grundsteuer ab und 

senkt die Steuersätze für größere Einkommen wesentlich. Woher die 

fehlenden Steuereinnahmen kommen sollen, bleibt ein Rätsel. 

Im Gegensatz zu Kirchhof beschäftigt sich diese Untersuchung nicht 

primär mit Änderungen der verschiedenen nominalen Steuersätze, son-

dern es werden systematische Maßnahmen vorgeschlagen, die verfas-

sungs- und EU-konform und ohne Notwendigkeit einer internationalen 

Harmonisierung die Möglichkeiten von Steuervermeidung drastisch ein-

schränken und sicherstellen, dass die in Deutschland erwirtschafteten 

Kapitalentgelte tatsächlich in Deutschland versteuert werden. 

1.2.2 Steueraufkommen 2010 

Tab. 1.1 zeigt das Steueraufkommen 2010. Es betrug insgesamt rund 566 

Mrd. €, davon etwa je hälftig einkommen- und verbrauchbezogene Steu-

ern. Vermögenbezogene Steuern waren mit einem Anteil von nur 4% 

unbedeutend. 

Deutschland lag 2009 mit einem Steueraufkommen von 24,0% des Brut-

tosozialprodukts etwas unter dem Durchschnitt der EU27 von 25,6%, 

unter Berücksichtigung der Sozialabgaben mit 39,7% geringfügig über 

dem Durchschnitt der EU27 von 38,4% [EU 2011b, Annex A, Tab. 1 und 3]. 

Verglichen mit dem Durchschnitt der EU27 sind die Steuern also etwas 

niedriger, die Sozialabgaben etwas höher. 
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133BTab. 1.1 : Steueraufkommen nach Steuerarten 2010 

Mrd. € Anteil

(1) Einkommenbezogene Steuern 276 49%

(1.1) Lohnsteuer
a 172 30%

(1.2) Einkommensteuer
a,b 56 10%

(1.3) Körperschaftsteuer
a 13 2%

(1.4) Gewerbesteuer 36 6%

(2) Vermögenbezogene Steuern 21 4%

(2.1) Grund- und Grunderwerbsteuer 17 3%

(2.2) Erbschaftsteuer 4 1%

(3) Verbrauchbezogene Steuern 269 47%

(3.1) Umsatzsteuer 180 32%

(3.2) Energie- & Stromsteuern 46 8%

(3.3) Sonstige indirekte Steuern
c 43 8%

(4) Summe 566 100%
 

a) Lohn-, Einkommen- und Körperschaftsteuer jeweils inkl. Solidaritätszuschlag. 

b) Veranlagte und nicht veranlagte Einkommensteuer sowie Abgeltungssteuer. 

c) u.a. Tabaksteuer 13 Mrd. €, Versicherungssteuer 10 Mrd. €, Kraftfahrzeugsteuer 8 Mrd. €. 

Quelle: [BMF 2011c; zu Lohn- und Einkommensteuer siehe Kasten 2.1 dieses Buches]. 

1.2.3 Arbeitsentgelte versus Unternehmens- & 

Vermögenseinkommen 1970-2015 

Abb. 1.2 zeigt die Entwicklungen von Volkseinkommen, Arbeitsentgel-

ten und Unternehmens- & Vermögenseinkommen: 

 Das Volkseinkommen hat sich real, also preisbereinigt, von 1970 bis 

2000 etwa verdoppelt. Trotz des Rückgangs in 2009 ist es von 2000 

bis 2010 um rund 8% gewachsen.  
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 Die Arbeitnehmer profitierten vom Wachstum nicht, ihre Nettolöhne 

sind – preisbereinigt – genauso hoch wie in 2000 und sollen bis 2015 

trotz eines prognostizierten weiteren Wirtschaftswachstums von rund 

12% nur um insgesamt 5% steigen.  

 Von 2000 bis 2010 bekamen den gesamten Zuwachs Unternehmens- 

& Vermögenseinkommen, die trotz des massiven Rückgangs in 2008 

und 2009 um über 40% gestiegen sind und laut Prognose bis 2015 um 

weitere 22% steigen werden. 

Abb. 1.2 : Arbeitsentgelte versus Unternehmens- & 

Vermögenseinkommen 1970-2015 
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Arbeitsentgelte = Bruttolohnsumme + Sozialabgaben der Arbeitgeber. 

Quellen: [BMF 2011c; VGR 2010; IMK 2011], bis 1990 nur Westdeutschland.  
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1.3 Schwerpunkte der Untersuchung: 

Analyse der Ursachen und Vorschläge 

für steuerliche Maßnahmen 

Der wesentliche Grund für das heute so komplizierte deutsche Steuersys-

tem liegt in der laufenden Berücksichtigung der Einsprüche von ver-

schiedensten Lobbygruppen bezüglich der Besteuerung von Einkommen 

aus Unternehmertätigkeit und Vermögen, die im ersten Schritt ihre Ein-

zelinteressen durchsetzen und im zweiten Schritt dann die Kompliziert-

heit und Ungerechtigkeit des deutschen Steuersystems beklagen. Noch 

komplizierter als jedes Steuerrecht sind die in hochbezahlten internatio-

nalen Großkanzleien erdachten Steuervermeidungspraktiken, die bisher, 

wenn überhaupt, dann unsystematisch durch Spezialverordnungen und 

Einzelfallentscheidungen begrenzt werden, was aber wiederum Steuer-

recht und Steuerpraxis noch undurchschaubarer macht. Auch hierzu 

macht dieses Buch systematische Lösungsvorschläge. 

Ein von der breiten Bevölkerung als ungerecht empfundenes Steuersys-

tem führt zu wachsendem Steuerwiderstand. Dies erhöht die öffentliche 

Zustimmung zu Steuersatzsenkungen und führt so tendenziell zu einem 

geringeren Steueraufkommen. Nur ein einfaches und verständliches Steu-

ersystem kann auch ein gerechtes Steuersystem sein. Einzelfallgerechtig-

keit führt zu einem komplizierten und damit ungerechten Steuersystem. 

Voraussetzung für Steuergerechtigkeit ist also ein einfaches und verwal-

tungsarmes Steuersystem. 

In den meisten der im Folgenden untersuchten Bereiche geht es also nicht 

um Korrekturen der nominellen Steuersätze, sondern darum, die heute 

bestehenden legalen Möglichkeiten zur Steuervermeidung und Steuerum-

gehung so zu beschränken, dass jedenfalls der Großteil der erwirtschafte-

ten oder zugefallenen Einkommen, Kapitalerträge und Wertsteigerungen 

tatsächlich mit dem vollen gesetzlich vorgesehenen Satz besteuert werden 

kann. Mit anderen Worten: Es sollen die Grundsätze einer volkswirt-

schaftlich gerechtfertigten gleichmäßigen Besteuerung gleichartiger Steu-

ertatbestände wieder in Kraft gesetzt werden. 
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Es werden also v.a. Maßnahmen zur fairen und effizienten Erhöhung des 

Aufkommens aus einkommen- und vermögenbezogenen Steuern vorge-

schlagen: Diese müssen EU-konform so gestaltet werden, dass sie kurz-

fristig in Deutschland ohne EU-weite Abstimmung umsetzbar sind 

[Rixen/Uhl 2011]. In zukünftigen Arbeiten müssen diese Maßnahmen dann 

im Detail untersucht werden, vgl. Kap. 5. 

Eine verbesserte und stabilere Finanzierung der Kommunen insgesamt ist 

nicht zentrale Aufgabe dieses Forschungsberichts, wohl aber die Weiter-

entwicklung von Gewerbesteuer und Grundsteuer, zwei Grundpfeilern 

der Kommunalfinanzen. Die sicherlich wünschenswerte Weiterentwick-

lung von Energie- und Umweltsteuern, wie z.B. Luftverkehrssteuer, 

Brennelementesteuer etc., war ebenfalls nicht Aufgabe dieser Untersu-

chung. 

Tab. 1.2 zeigt die herkömmliche Systematik des deutschen Steuerrechts 

und die Kapitel dieses Buches, in denen die jeweiligen Steuerarten be-

handelt werden. Reformmaßnahmen werden im Folgenden entsprechend 

dieser Systematik entwickelt. 

133BTab. 1.2 : Schema der Steuerarten in Deutschland 

Indirekte Steuern

einkommenbezogen vermögenbezogen verbrauchbezogen

Lohn- und 

Einkommensteuer
Vermögensteuer Mehrwertsteuer

Körperschaftsteuer
Erbschaft- & 

Schenkungssteuer
Energie- & Stromsteuern

Gewerbesteuer
Grund- und 

Grunderwerbsteuer

sonstige 

Verbrauchssteuern

Kap. 2 Kap. 3 Kap. 4

Direkte Steuern

 

Jedes der drei Kapitel 2, 3 und 4 ist so aufgebaut, dass in einem ersten 

Teil eine Bestandsaufnahme der jeweiligen Steuerarten vorgestellt wird: 
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Steuergegenstände (Bemessungsgrundlagen), Steuersätze und zeitliche 

Entwicklung des tatsächlichen Steueraufkommens. 

Im zweiten Teil jedes Kapitels werden dann die Missstände und Defizite 

analysiert, die das jeweilige Aufkommen vielfach weit hinter dem Betrag 

zurückbleiben lassen, was rein rechnerisch nach den gesetzlichen Steu-

ersätzen und den Daten der amtlichen volkswirtschaftlichen Gesamtrech-

nung zu erwarten wäre. Daraus ergeben sich dann die erforderlichen 

Steuermaßnahmen. 

In Kap. 5 werden offene Fragen und erforderliche weitere Untersuchun-

gen erläutert.  

Im abschließenden Kap. 6 werden schließlich die wesentlichen Ergebnis-

se und die erforderlichen Steuermaßnahmen zusammengefasst. 
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2 Einkommenbezogene Besteuerung 

In Deutschland gibt es derzeit drei einkommenbezogene Steuerarten: 

 Einkommensteuer [EStG], erhoben auf Einkünfte Natürlicher Personen 

vom Lohnempfänger bis zum Eigentümer von Unternehmen; 

 Körperschaftsteuer [KStG], erhoben auf Einkünfte Juristischer Perso-

nen (z.B. GmbH oder AG); 

 Gewerbesteuer [GewStG], erhoben von den Kommunen auf jede Art 

von Gewerbebetrieb. 

2.1 Bestandsaufnahme der 

einkommenbezogenen Besteuerung 

2.1.1 Bemessungsgrundlagen und Steuersätze 

Es wird im Einkommensteuergesetz nach sieben Einkunftsarten unter-

schieden. Einkünfte sind dabei 

 bei Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbständiger Ar-

beit der Gewinn, definiert als "der Unterschiedsbetrag zwischen dem 

Betriebsvermögen am Schluss des Wirtschaftsjahres und dem Be-

triebsvermögen am Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahres, 

vermehrt um den Wert der Entnahmen und vermindert um den Wert 

der Einlagen" [§ 4 Abs. 1 EStG]; 

 bei nichtselbständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Ver-

pachtung sowie bei Sonstigen Einkünften der Überschuss der Ein-

nahmen über die Werbungskosten. 

Die Summe der Einkünfte, vermindert um Freibeträge, Sonderausgaben 

und außergewöhnliche Belastungen, ergibt das Einkommen [§ 2 Abs. 3 
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und 4 EStG]. Das Einkommen, vermindert um Kinder- und Ausbildungs-

freibeträge sowie die sonstigen vom Einkommen abzuziehenden Beträge 

ergibt das zu versteuernde Einkommen [§ 2 Abs. 5 EStG]. 

(1) Einkommensteuer 

Natürliche Personen und Personengesellschaften wie z.B. OHG oder 

Kommanditgesellschaften bezahlen Einkommensteuer. Abb. 2.1 zeigt für 

2011 die Einkommensteuersätze (inkl. Solidaritätszuschlag) für ledige Steu-

erpflichtige in Abhängigkeit vom zu versteuernden Einkommen.  

Abb. 2.1 : Einkommensteuertarif 2011 
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Quelle: [BMF 2011a; § 32a EStG]; Werte für ledige Steuerpflichtige inkl. Solidaritätszuschlag.  

Die untere Linie zeigt die durchschnittliche Steuerbelastung des gesamten 

zu versteuernden Einkommens, die obere Linie zeigt die Belastung einer 

kleinen Erhöhung des zu versteuernden Einkommens.  

Beispiel zur Einkommenserhöhung: Bei einem zu versteuernden Ein-

kommen von 20.000 € bezahlt eine ledige Person bei einer Erhöhung des 

zu versteuernden Einkommens von 100 € darauf rund 28 € Einkommen-

steuer (inkl. Solidaritätszuschlag). 
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Für verheiratete Steuerpflichtige (´Splittingtabelle´) ergibt sich die Ein-

kommensteuer wie folgt: 

 Berechnung der Einkommensteuer für die Hälfte des zu versteuernden 

Einkommens, 

 Verdoppelung der so bestimmten Einkommensteuer.  

Der Spitzensteuersatz wurde ab 2005 von 51% auf 42% gesenkt. 2007 

wurde für zu versteuernde Einkommen über 250.000 € ein Zuschlag von 

3%-Punkten eingeführt. 

Seit 2009 unterliegen private Kapitalerträge nur noch einer pauschalen 

Abgeltungssteuer von 25% [§ 32d Abs. 1 EStG], die anonym von den Ban-

ken erhoben wird. Der Steuerpflichtige muss in diesem Fall weder sein 

Vermögen noch den resultierenden Vermögensertrag in seiner Einkom-

mensteuererklärung angeben. 

(2) Steuer- & Sozialabgabensätze für 

sozialversicherungspflichtige Arbeitsentgelte 

Abb. 2.2 zeigt die resultierenden Steuer- & Sozialabgabensätze für sozi-

alversicherungspflichtige Arbeitsentgelte . 

In 2011 werden bereits bei einem monatlichen Bruttolohn von 1.500 € 

von den resultierenden Lohnkosten (also Bruttolohn zzgl. Arbeitgeberbeiträ-

ge zur Sozialversicherung) durchschnittlich rund 40% für Lohnsteuern & 

Sozialabgaben abgezogen und von einer Lohnerhöhung sogar knapp 60% 

(vgl. Abb. 2.2). Deshalb stoßen Forderungen wie „mehr Netto vom Brutto“ 

gerade auch bei den kleinen Leuten auf massive Zustimmung.  

Ein Beispiel für einen Bruttolohn von 2.000 €, also ein Arbeitsentgelt von 

rund 2.400 € (= 2.000 € plus ca. 400 € Arbeitgeberbeitrag zur Sozialversiche-

rung): 

 Die Durchschnittsbelastung aus Lohnsteuer sowie Beiträgen von Ar-

beitnehmer und Arbeitgeber zur Sozialversicherung beträgt knapp 

44%, also 1.050 € (=43,6%*2.400 €). 
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 Bei einer Bruttolohnerhöhung von 100 €, also einer Erhöhung des 

Arbeitsentgelts von rund 120 €, müssen insgesamt rund 66 € 

(=55%*120 €) Lohnsteuer und Beiträge zur Sozialversicherung zusätz-

lich bezahlt werden, es verbleibt eine Nettolohnerhöhung von rund 54 

€.  

Abb. 2.2 : Steuer- & Sozialabgabensätze auf Arbeitsentgelte 2011 
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Arbeitsentgelt = Bruttolohn + Sozialabgaben der Arbeitgeber. 

Hinweise: Werte für ledige Steuerpflichtige (´Grundtabelle´) inkl. Solidaritätszu-

schlag. Beitragssatz Rentenversicherung (RV) 19,9%, Arbeitslosenversicherung 

3%; Beitragsbemessungsgrenze jeweils bei 5.500 € Bruttolohn. Beitragssatz 

Krankenversicherung (KV) 15,5%; Pflegeversicherung 2,2%; Beitragsbemes-

sungsgrenze jeweils bei 3.712,50 € Bruttolohn; oberhalb der Versicherungs-

pflichtgrenze von 4.125 € Bruttolohn wird eine freiwillige gesetzliche Kranken- 

und Pflegeversicherung angenommen; bei privater Kranken- und Pflegeversiche-

rung ist die Belastung im Regelfall ab 4.125 € monatlichem Bruttolohn deutlich 

niedriger.  

Quellen: [BMF 2011a; Gleitzonenrechner 2011].  

Die in Abb 2.2 gezeigten Spitzen und darauf folgenden steilen Rückgän-

ge der Belastung einer Erhöhung des Arbeitsentgelts gehören zu den ab-
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surden Folgen der geltenden Gesetzeslage, die zu Recht Staunen und 

Unmut erregt. 

Die Arbeitnehmer können zwar seit 2011 aufgrund eines Urteils des 

Bundesverfassungsgerichts [BVerfG Krankenversicherung 2008] alle Beiträ-

ge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung steuerlich als Son-

derausgaben geltend machen, aber in 2011 (zukünftig schrittweise wach-

send) nur gut zwei Fünftel der Beiträge zur Rentenversicherung und nur 

maximal die auf 1.700 € monatlichen Bruttolohn entfallenden Beiträge 

zur Arbeitslosenversicherung.  

Zukünftig sollten alle Sozialversicherungsbeiträge steuerlich geltend 

gemacht werden können [BFH Arbeitslosenversicherung 2010]. 

Abb. 2.3 zeigt die Steuer- und Abgabenbelastung von sozialversiche-

rungspflichtigen Löhnen für ledige Steuerpflichtige im Jahr 2011. Ange-

geben ist der Anteil von Lohnsteuer sowie von Sozialabgaben von Ar-

beitnehmern und Arbeitgebern in Abhängigkeit des monatlichen Arbeits-

entgelts. 

Abb. 2.3 : Aufteilung der Steuern & Sozialabgaben 

auf Arbeitsentgelte 2011 
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Arbeitsentgelt = Bruttolohn + Sozialabgaben der Arbeitgeber. 

Quelle: Abb. 2.2. 
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(3) Körperschaftsteuer 

Juristische Personen, wie z.B. Aktiengesellschaften, GmbHs und Genos-

senschaften [§ 1 Abs. 1 KStG], bezahlen Körperschaftsteuer auf das zu 

versteuernde Einkommen. Der Steuersatz beträgt seit 2008 15% [§ 23 

Abs. 1 KStG].  

(4) Gewerbesteuer 

Natürliche Personen und Personengesellschaften, die eine gewerbliche 

Tätigkeit ausüben, sowie alle Juristischen Personen bezahlen zudem Ge-

werbesteuer auf das zu versteuernde Einkommen [§ 2 GewStG] zzgl. ei-

nem Viertel der Aufwendungen für Schuldzinsen und einem Sechzehntel 

der Aufwendungen für Lizenzgebühren [§ 8 Nr. 1 GewStG]. 

Der Gewerbesteuersatz muss mindestens 7% betragen [§ 16 Abs. 4 S. 2 

i.V.m § 11 Abs. 2 GewStG], eine gesetzliche Obergrenze gibt es nicht. Er 

betrug in 2009 durchschnittlich 13,6% [Hebesätze 2009], in 2010 maximal 

18,0% (Mülheim an der Ruhr), in Großstädten maximal 17,2% (München). 

Bei einem Gewerbesteuersatz von 14% werden Aufwendungen für 

Schuldzinsen mit 3,5% (14%*1/4) und Aufwendungen für Lizenzgebüh-

ren mit knapp 1% (14%*1/16) belastet. 

Die bezahlte Gewerbesteuer wird auf die Einkommensteuerschuld ange-

rechnet, soweit sie maximal einem Gewerbesteuersatz von rund 14% 

entspricht, so dass in diesem Fall keine zusätzliche Steuerbelastung ent-

steht.  

Die Gewerbesteuer tritt bei der Körperschaftsteuer als zusätzliche Belas-

tung hinzu. Der Steuersatz beträgt also insgesamt mindestens 22% (15% 

KSt + 7% GewSt), maximal 33% (Mülheim an der Ruhr). 
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(5) Solidaritätszuschlag 

Auf die Einkommensteuerschuld muss seit 1995 zusätzlich 5,5% Solida-

ritätszuschlag bezahlt werden, falls sie bei Ledigen größer als 972 € ist 

(bei Verheirateten 1.944 €), also das zu versteuernde Einkommen größer als 

13.191 € ist. Der Solidaritätszuschlag wird zudem ohne Freigrenze auf 

die Abgeltungssteuer und die Körperschaftsteuer erhoben, nicht jedoch 

auf die Gewerbesteuer. 

(6) Steuersätze für Kapitalgesellschaften in der EU 

Abb. 2.4 zeigt einen Vergleich der nominalen Steuersätze in der EU für 

2000 bis 2011 für Juristische Personen (wie z.B. Aktiengesellschaften, 

GmbHs, Genossenschaften).  

Abb. 2.4 : Nominale Steuersätze für Kapitalgesellschaften in der EU 

2000-2011 
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Quelle: [EU 2011b, S. 130]; angegeben sind die nominalen Steuersätze für Körperschaften inkl. 

lokaler Steuern (z.B. Gewerbesteuer) und Zuschlägen (z.B. Solidaritätszuschlag); bis 1990 nur West-

deutschland. 

Die gezeigten Steuersätze berücksichtigen den typischen Steuersatz loka-

ler Unternehmensteuern wie z.B. die deutsche Gewerbesteuer von durch-

schnittlich rund 14%. Für Deutschland beträgt in 2011 der nominale 

Steuersatz rund 30% (= 15% KSt * 1,055 Soli + 14% GewSt). 
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Zum Vergleich: In 2011 hatten Brasilien 34%, China 25%, Indien 33%, 

Russland 20% und USA 39% [EU 2011b, S. 131]. Die Steuersätze sind in 

Europa besonders stark abgesenkt worden [Böckler 2011; Troost 2011b]. 

2.1.2 Tatsächlich bezahlte einkommenbezogene 

Steuern & Sozialabgaben 

Abb. 1.1 (vgl. Kap. 1.2.1) zeigte einen Vergleich der Belastung von Ar-

beitsentgelten durch Steuern & Sozialabgaben sowie von Unternehmens- 

& Vermögenseinkommen durch Steuern. Im Folgenden werden nun diese 

Belastungen stärker disaggregiert. 

(1) Tatsächlich bezahlte Steuer- & Sozialabgabenbelastung 

auf Arbeitsentgelte ist sehr hoch  

Abb. 2.5a zeigt das Steuer- & Sozialabgabenaufkommen auf Arbeitsent-

gelte. Es betrug in 2010 insgesamt 574 Mrd. €, davon anteilige Lohnsteu-

er 155 Mrd. €, Sozialabgaben der Arbeitnehmer (´Arbeitnehmerbeiträge zur 

gesetzlichen Sozialversicherung´) 182 Mrd. € und Sozialabgaben der Ar-

beitgeber 237 Mrd. €.  

Abb. 2.5b zeigt die Belastung von Arbeitsentgelten, bestimmt als 

 tatsächlich bezahlte Steuern & Sozialabgaben (Arbeitgeber- plus Arbeit-

nehmeranteil)  

dividiert durch 

 Arbeitsentgelt (= Bruttolohn plus Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversiche-

rung). 

Die weißen bzw. schwarzen Bänder zwischen den Kurven geben jeweils 

das Aufkommen der benannten Steuern an (zur Berechnung vgl. Kasten 

2.1). 
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Abb. 2.5 : Tatsächlich bezahlte Steuern & Sozialabgaben 

auf Arbeitsentgelte 1970-2015 

a) Steuer- & Sozialabgaben auf Arbeitsentgelte 
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b) Belastung von Arbeitsentgelten durch Steuer- & Sozialabgaben 
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Arbeitsentgelte = Bruttolohnsumme + Sozialabgaben der Arbeitgeber 
= Nettolohn + anteilige Lohnsteuer + Sozialabgaben Arbeitnehmer + Sozialabgaben Arbeitgeber.  

Quellen: [BMF 2011c; VGR 2010; IMK 2011].  
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Die bereits in Abb. 2.2 gezeigte nominale wie auch die in Abb. 2.5b ge-

zeigte tatsächlich bezahlte Steuer- & Sozialabgabenbelastung auf Arbeit-

nehmerentgelte (= Bruttolöhne zzgl. Sozialbeiträge der Arbeitgeber) betrug in 

Deutschland seit 2000 gut 45%; sie resultiert aus 

 Sozialbeiträge der Arbeitgeber von knapp 19% (bezogen auf den Brutto-

lohn gut 23%),  

 Sozialbeiträge der Arbeitnehmer von gut 14% (bezogen auf den Brutto-

lohn knapp 18%),  

 Steuerbelastung von rund 12% (bezogen auf den Bruttolohn rund 15%). 

(2) Tatsächlich bezahlte Steuerbelastung auf Unternehmens- & 

Vermögenseinkommen ist niedrig 

Abb. 2.6a zeigt das Steueraufkommen durch einkommenbezogene Be-

steuerung von Unternehmens- & Vermögenseinkommen.  

Es betrug in 2010 insgesamt 120 Mrd. €, davon anteilige Einkommen-

steuer (inkl. 10% Lohnsteueranteil (vgl. Kasten 2.1), Abgeltungssteuer und 

Solidaritätszuschlag) 73 Mrd. €, Körperschaftsteuer 13 Mrd. € und Gewer-

besteuer 35 Mrd. €.  

Die weißen bzw. schwarzen Bänder zwischen den Kurven geben jeweils 

das Aufkommen der benannten Steuern an; zur Berechnung vgl. Kasten 

2.1. 

Die netto resultierenden Unternehmens- & Vermögenseinkommen lagen 

mit 503 Mrd. € in 2010 beim gut Vierfachen der darauf insgesamt bezahl-

ten Steuern. Dies steht im deutlichen Kontrast zu den Nettolöhnen, die 

mit 684 Mrd. € nur wenig über deren insgesamt bezahlten Steuer- & So-

zialabgaben von 574 Mrd. € lagen (Abb. 2.5a).  
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Abb. 2.6 : Tatsächlich bezahlte einkommenbezogene Steuern auf 

Unternehmens- & Vermögenseinkommen 1970-2015 

a) Einkommenbezogene Steuern 
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b) Belastung durch einkommenbezogene Steuern 
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Quellen: [BMF 2011c; VGR 2010; IMK 2011].  
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Abb. 2.6b zeigt die tatsächlich bezahlte Belastung von Unternehmens- & 

Vermögenseinkommen durch einkommenbezogene Besteuerung. Sie 

betrug 2010 nur knapp 19%, davon anteilige Einkommensteuer gut 11%, 

Körperschaftsteuer 2% und Gewerbesteuer gut 5%. Hinzu kommt die 

vermögenbezogene Steuerbelastung durch Grund-, Grunderwerb- und 

Erbschaftsteuer von rund 3,5% (vgl. Abb. 3.1b in Kap. 3.1.5).  

Die Steuerbelastung auf Unternehmens- & Vermögenseinkommen liegt 

deutlich unter dem EU27-Durchschnitt und ist auch deutlich niedriger als 

in anderen größeren EU-Staaten (z.B. Italien und UK 39%, Frankreich 36%, 

Spanien und Österreich 27%). Nur die kleineren osteuropäischen EU-

Länder liegen etwas darunter sowie die Niederlande mit 15% [EU 2011b, 

S. 136].Das Steueraufkommen auf Unternehmenseinkommen und Vermö-

gen ist deshalb so niedrig, weil zum einen im internationalen Vergleich 

deren Steuersätze niedrig sind, v.a. aber weil es hier unzählige Ausnah-

men von den rechtlichen Prinzipien einer gleichmäßigen Besteuerung 

nach der Leistungsfähigkeit gibt und es dadurch gerade sehr Wohlhaben-

den und global operierenden Unternehmen häufig ganz legal ermöglicht 

wird, weniger als die Hälfte der nominalen Steuersätze tatsächlich zu 

bezahlen (vgl. Kap. 2.1.2(3)). 

Fazit: Die tatsächlich bezahlte Steuerbelastung auf Unternehmens- & 

Vermögenseinkommen ist niedrig, auch im internationalen Ver-

gleich. 

(3) Nominale versus tatsächlich bezahlte 

Steuer- & Sozialabgabensätze 

Die tatsächlich bezahlte Belastung für Arbeitsentgelte liegt mit rund 45% 

(Abb. 2.5b) nahe beim nominalen Steuer- & Sozialabgabensatz von rund 

50% (vgl. Abb. 2.2) im Gegensatz zu Unternehmens- & Vermögensein-

kommen, bei denen die tatsächlich bezahlte Belastung weit unter den 

gesetzlich vorgesehenen Steuersätzen liegt. 
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Für Unternehmens- & Vermögenseinkommen liegen die nominalen 

Steuersätze mit 25% bis 45% deutlich unter den nominalen Sätzen für 

Arbeitsentgelte: 

 Abgeltungssteuer für private Kapitaleinkommen nur 25%, 

 Körperschaft- plus Gewerbesteuer je nach lokalem Hebesatz nur 22% 

bis 33% (Kap. 2.1.1(3,4)), 

 Einkommensteuer max. 45% (Kap. 2.1.1(1)).  

Zudem wurden zahlreiche systemwidrige und volkswirtschaftlich schäd-

liche Vermeidungswege – u.a. durch die Globalisierung – eröffnet und 

vom Gesetzgeber toleriert und z.T. sogar gefördert, etwa zugunsten glo-

baler Finanzierungsgesellschaften wie so genannter Hedge- und Private-

Equity-Fonds [Jarass/Obermair 2007b/c]. Nutznießer sind v.a. international 

operierende Unternehmen.  

Im Ergebnis betrug 2010 in Deutschland die tatsächlich bezahlte Steuer-

belastung auf Unternehmens- & Vermögenseinkommen nur rund 22% 

(Abb. 1.1c in Kap. 1.2.1).  

Die tatsächlich bezahlte Belastung von Lohneinkommen durch 

Steuern & Sozialabgaben war in 2010 mit gut 45% mehr als 

doppelt so hoch wie die Steuerbelastung von  

Unternehmens- & Vermögenseinkommen von gut 20%. 

(4) Die Großen bezahlen zwar viel Einkommensteuer, 

aber nur wenig Sozialabgaben 

Ein Zehntel der Einkommensteuerzahler hatten einen jährlichen Gesamt-

betrag der Einkünfte von über 75.000 €. Sie bezahlten gemäß der aktu-

ellsten Einkommensteuerstatistik in 2007 gut die Hälfte der Einkom-

mensteuer [Einkommensteuerstatistik 2007]. Daraus wird häufig der Schluss 

gezogen, dass die kleinen Leute und die Normalverdiener nur wenig zum 

Staatswesen beitragen und die größeren Einkommen steuerlich entlastet 
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werden sollten. Dabei bleiben aber sowohl die indirekten Steuern unbe-

rücksichtigt wie auch die Beiträge zur Sozialversicherung:  

 Allein durch die Mehrwertsteuer wird das Haushaltsnettoeinkommen 

des ärmsten Zehntels mit knapp 12% belastet, das des reichsten Zehn-

tels nur mit gut 6% [Bach 2011b, Tab. 2]. Der Umverteilungseffekt bei 

der Einkommensteuer relativiert sich so erheblich [Lieb 2011].  

 Ein wesentlicher Teil der Sozialversicherungsbeiträge hat Steuercha-

rakter, weil daraus auch ein Teil der sozialstaatlichen Transfers an alle 

Nicht-Beitragszahler geleistet wird [Jarass/Obermair 2002, Kap. 4.4]. 

Der Beitrag zur Sozialversicherung ist gerade bei Normalverdienern 

besonders hoch (vgl. Abb. 2.2 in Kap. 2.1.1(2)), bei Großverdienern, die 

im Regelfall v.a. Einkommen aus Kapitalvermögen, selbständiger Tä-

tigkeit und Gewerbebetrieb haben, wegen der rein lohnbezogenen Bei-

tragserhebung der Sozialversicherung sehr niedrig.  

Nicht nur die Arbeitnehmerbeiträge, sondern auch die Arbeitgeberbeiträ-

ge zur Sozialversicherung sind Lohnbestandteil und müssen als Lohnkos-

ten von den Unternehmen erwirtschaftet werden. Bei Einstellung eines 

neuen Mitarbeiters bekommt der neue Mitarbeiter nur gut die Hälfte der 

Lohnkosten auf sein Konto, die andere Hälfte nimmt der Staat für Steuern 

und Sozialabgaben; dies demotiviert Neueinstellungen und ist ein starker 

staatlich gesetzter Anreiz, Mitarbeiter wegzurationalisieren. Hier besteht 

erheblicher Handlungsbedarf. Gerade in einer tendenziell nur noch gering 

wachsenden Wirtschaft sind Erhalt und Schaffung von Arbeitsplätzen 

von entscheidender Bedeutung für die politische Akzeptanz des Sozial-

staats.  

Die gesamten Sozialbeiträge müssen also von den Arbeitnehmern als 

Lohnbestandteil erarbeitet werden, da sie sonst ihren Arbeitsplatz verlie-

ren. Es wäre zu prüfen, ob Sozialversicherungsleistungen für Nicht-

Beitragszahler besser aus dem allgemeinen Staatshaushalt und nicht aus 

Beitragszahlungen finanziert werden sollten. Zur Gegenfinanzierung 

könnte die staatliche Förderung von Riester- und Rüruprenten eingestellt 

werden, da sie einen "Reinfall statt Rendite" [Öko-Test 2009] darstellen, 
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primär die Finanzindustrie subventionieren [Oehler 2009] und sehr wenig 

zur Vermeidung von Altersarmut beitragen. 

Fazit: Ein Zehntel der Einkommensteuerpflichtigen bezahlen zwar 

über die Hälfte der Einkommensteuer, aber nur wenig Sozialabga-

ben. 

Inwieweit ein Reformbedarf beim Einkommensteuertarif besteht, ist strit-

tig [Truger/Teichmann 2011, Kap. 3; Lieb 2011]. Bei einer Reform sollten 

aber in jedem Fall kleinere und durchschnittliche Einkommen entlastet 

werden, ohne größere Einkommen zu begünstigen.  

Kasten 2.1 :  Erläuterungen zur Berechnung der Belastungen 

durch Steuern & Sozialabgaben 

(a) Lohnsteueraufkommen und gesamtes Steueraufkommen 

Steuersystematisch ist Lohnsteuer eine Einkommensteuervorauszahlung auf 

Einkommen aus nicht-selbständiger Arbeit. Die Arbeitgeber verrechnen da-

mit das von ihnen ausbezahlte Kindergeld (ca. 30 Mrd. € pro Jahr) und wei-

tere Transfers und Subventionen und führten deshalb kassenmäßig nur rund 

128 Mrd. € Lohnsteuer ab [IMK 2011, BMF 2011c, Tab. 11] zzgl. gut 8 

Mrd. € Solidaritätszuschlag, insgesamt also gut 136 Mrd.. 

Das tatsächliche Lohnsteueraufkommen betrug inkl. Solidaritätszuschlag 

172 Mrd. € [VGR 2010, Tab. 2.1.8.1], knapp 36 Mrd. mehr als kassenmäßig 

eingegangen waren.  

Das gesamte Steueraufkommen war also knapp 36 Mrd. € höher als die ge-

samten kassenmäßigen Steuereinnahmen aus allen Steuerarten von knapp 

531 Mrd. € [BMF 2011c, Tab. 11] und betrug damit in 2010 rund 566 Mrd. 

€.  

(b) Arbeitsentgelte 

Arbeitsentgelte werden durch Lohnsteuern und durch Sozialbeiträge der Ar-

beitnehmer und Arbeitgeber belastet. Bei der Bestimmung der abzuführen-

den Lohnsteuer werden die gesetzlichen Sozialbeiträge, soweit steuerlich 

abzugsfähig, und die Werbungskosten in Höhe des Arbeitnehmerpauschbe-

tragsbetrags von 920 € pro Jahr berücksichtigt. Die darüber hinaus gehenden 

so genannten ´erhöhten Werbungskosten´ betrugen in 2006 insgesamt 33,9 

Mrd. € [Einkommensteuerstatistik 2006, S. 13]. Hierfür wurden bei einem 

hoch angesetzten durchschnittlichen Grenzsteuersatz (´Spitzensteuersatz´) 
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von 35% rund 12 Mrd. € Lohnsteuer bei der Einkommensteuererklärung 

rückerstattet, die in dieser Höhe die Summe der insgesamt veranlagten Ein-

kommensteuer mindert; das sind gut 7% der für 2006 als Lohnsteuer ausge-

wiesenen 163 Mrd. € [VGR 2010, Tab. 2.1.8.1].  

Für die Berechnung der Belastung der Arbeitsentgelte wird deshalb die 

[VGR 2010, Tab. 2.1.8.1] ausgewiesene ´Lohnsteuer´ pauschal um 10% ge-

kürzt [Jarass/Obermair 2002, S. 35]. Dadurch wird die tatsächlich auf Ar-

beitsentgelte entfallende Lohnsteuer vermutlich etwas unterschätzt. 

´Sozialabgaben´ sind die Sozialbeiträge gemäß Volkswirtschaftlicher Ge-

samtrechnung [VGR 2010].  

Zur Aufteilung der Arbeitsentgeltbelastung auf Lohnsteuer und Sozialabga-

ben siehe Abb. 2.5b. 

(c) Unternehmens- & Vermögenseinkommen  

Unternehmens- & Vermögenseinkommen werden durch einkommen- und 

durch vermögenbezogene Steuern belastet. Zu den Grundlagen der Berech-

nung siehe [Jarass/Obermair 2006, Kap. 2; Jarass/Obermair 2002, Kap. 3, 

Kasten 4].  

Einkommenbezogene Steuern sind anteilige Einkommensteuer, Körper-

schaft- und Gewerbesteuer [BMF 2011c bzw. IMK 2011]. Das anteilige 

Aufkommen aus Einkommensteuer besteht aus der veranlagten Einkom-

mensteuer zzgl. Zinsabschlag- bzw. Abgeltungssteuer zzgl. dem oben nicht 

den Arbeitsentgelten zugerechneten Teil der Lohnsteuer (10% der in [VGR 

2010, Tab. 2.1.8.1] angegebenen Lohnsteuer), da etwa in diesem Umfang die 

veranlagte Einkommensteuer durch auf die Arbeitsentgelte entfallenden 

Einkommensteuerrückerstattungen reduziert wird. 

Vermögenbezogene Steuern sind Vermögen-, Grund-, Grunderwerb- und 

Erbschaftsteuer [BMF 2011c; IMK 2011].  

Zur Aufteilung der einkommenbezogenen Belastung von Unternehmens- & 

Vermögenseinkommen durch anteilige Einkommensteuer, Körperschaft- und 

Gewerbesteuer siehe Abb. 2.6b, zur Aufteilung der vermögenbezogenen Be-

lastung von Unternehmens- & Vermögenseinkommen durch Vermögen-, 

Grund-, Grunderwerb- und Erbschaftsteuer siehe Abb. 3.1b. 

http://www.mv-buchshop.de/catalog/product_info.php?products_id=604
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2.2 Erforderliche Reformmaßnahmen bei den 

einkommenbezogenen Steuern 

Die Umsetzung der Besteuerung ist bei Einkünften aus nichtselbständiger 

Arbeit, also bei Lohneinkommen offensichtlich kein Problem: Lohnsteuer 

und Sozialabgaben werden vom Arbeitgeber bei der Lohnauszahlung 

abgezogen und an Finanzamt und Sozialversicherung weitergeleitet. Des-

halb liegt das tatsächlich bezahlte Aufkommen auch nur wenig unter dem 

rechnerisch auf Grund der gesetzlichen Steuer- und Abgabensätze abge-

schätzten Aufkommen.  

Bei den übrigen Einkunftsarten, v.a. bei den Einkünften aus Gewerbebe-

trieb, aus selbständiger Arbeit und aus Kapitalvermögen wurden in den 

letzten 2 Jahrzehnten nicht nur die Steuersätze stark gesenkt (und die Er-

hebung der Vermögensteuer ausgesetzt, vgl. Kap. 3.1.1), sondern auch zahl-

reiche neue Wege der legalen Steuervermeidung eröffnet, zum einen 

durch immer neue Sonderregelungen im deutschen Steuerrecht, zum an-

deren vermittels der weltweiten Kapitalverkehrsfreiheit in Verbindung 

mit globalen Finanzierungsinstrumenten. Hinzu kommen Steuerhinter-

ziehung und Steuerbetrug, auch gefördert durch Bankgeheimnis und 

Anonymität von Kapitalvermögen nicht nur in Steueroasen, sondern auch 

in Deutschland. 

Wie in Abb. 1.1 gezeigt, stieg der Anteil der Unternehmens- & Vermö-

genseinkommen am Volkseinkommen zwischen 1980 und 2010 von 27% 

auf 34%, also um gut ein Viertel an, hingegen wurde ihre Gesamt-

Steuerbelastung von 35% auf 22%, also um über ein Drittel gesenkt. 

Offensichtlich ist eine systematische Verringerung von Steuervermeidung 

(legal) und Steuerhinterziehung (illegal) erforderlich. Hierfür werden im 

Folgenden schnell umsetzbare Maßnahmen vorgeschlagen, die EU-

konform sind und auch keiner Zustimmung durch die EU bedürfen. 

Die folgende Abschnitte 2.2.1 bis 2.2.5 beziehen sich auf die gewichtigs-

ten, aber keineswegs auf alle der heutigen gesetzlichen Bestimmungen, 

die es ermöglichen, erhebliche Anteile der in Deutschland erwirtschafte-
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ten Einkommen häufig legal, teils aber auch ohne allzu großes Risiko 

illegal, der Besteuerung in Deutschland zu entziehen. 

2.2.1 Steuervermeidung systematisch verringern 

Steuervermeidung und Steuerflucht kann systematisch verringert werden 

durch Aktualisierung der Bemessungsgrundlage der Unternehmensbe-

steuerung. Dies ist rein national möglich ohne Erfordernis einer vorheri-

gen EU-Harmonisierung des Steuersystems. 

(1) Fallbeispiele  

Die Ursachen für diesen Steueraufkommensschwund können durch einige 

durchaus realistische Fallbeispiele illustriert werden: 

 Ein Familienbetrieb betreibt seit Generationen ein elegantes, gediege-

nes Möbelhaus in der Altstadt. Die Familie lebt und arbeitet im eige-

nen Haus. Der Familienbetrieb ist weitgehend eigenkapitalfinanziert, 

da die Familie ihre Ersparnisse im Betrieb investiert.  

 Eine bekannte globale Möbelkette, nennen wir sie IKEA, betreibt ihre 

Geschäfte in einer gemieteten neuen Halle in einer dörflichen stadtna-

hen Gemeinde gleich bei der Autobahnausfahrt. Die Möbelkette ist 

überwiegend fremdfinanziert mit sehr wenig Eigenkapital und bezahlt 

für die Nutzung des Namens ihrer Muttergesellschaft Lizenzgebühren 

an eine ausländische Lizenzverwaltungsgesellschaft. 

Wie clever die Möbelkette dabei die überholten deutschen Gesetze nutzen 

kann, zeigt sich erst bei der Analyse der jeweiligen Besteuerung, die im 

Wesentlichen nur den ausgewiesenen Gewinn belastet, der sich als Um-

satz minus Kosten ergibt [Jarass/Obermair 2006, Kap. 4.2]: 

 Beim Familienbetrieb ergibt sich also der Gewinn, indem von den 

Verkaufserlösen die Zahlungen an die Möbellieferanten, Löhne und 

sonstige kleinere Kosten abgezogen werden. Schuldzinsen und Li-

zenzgebühren fallen nicht an. Es verbleiben in guten Jahren vielleicht 
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4% vom Umsatz als Gewinn, von dem dann gut ein Drittel als Ein-

kommen- und Gewerbesteuer zu entrichten sind (vgl. Abb. 2.1 in Kap. 

2.1.1.(1)). 

 Die Möbelkette ist viel profitabler, vor Berücksichtigung von Miet-

zahlungen sowie der bezahlten Schuldzinsen und Lizenzgebühren 

ergibt sich eine Umsatzrendite von bis zu 10%. Nach Berücksichti-

gung der genannten Zahlungen, die, in Deutschland unbesteuert, an 

ausländische Kapital- und Lizenzverwaltungsgesellschaften fließen, 

verbleibt als zu versteuernder Gewinn weniger als 1% des Umsatzes, 

und dementsprechend eine Steuerbelastung im Promille-Bereich des 

Umsatzes.  

Wie lange wird der Familienbetrieb diesen vom deutschen Gesetzgeber 

herbeigeführten unfairen Wettbewerb wohl durchhalten?  

Die Schuldzinsen und Lizenzgebühren bleiben natürlich auch im Ausland 

weitgehend unbesteuert. Ein überzeugendes Beispiel ist das Modell 

´Double Irish´, das es in Deutschland tätigen Unternehmen einer interna-

tionalen Fonds- oder Holdinggesellschaft ermöglicht, ganz legal fast alle 

in Deutschland erwirtschafteten Kapitalerträge hier steuerfrei zu stellen 

und sie z.B. als Schuldzinsen letztlich dem Mutterunternehmen zuzufüh-

ren, wo sie bei üblicher Ausgestaltung ebenfalls fast unbesteuert bleiben:  

 Die deutsche Tochtergesellschaft wird größtenteils fremdfinanziert, 

die in Deutschland erwirtschafteten Schuldzinsen werden hier steuer-

lich als Kosten geltend gemacht, so dass kaum ein in Deutschland zu 

versteuernder Gewinn verbleibt [Jarass/Obermair 2006, Kap. 4.2 zum Pa-

radebeispiel IKEA]. Die Schuldzinsen gehen unbesteuert zur irischen 

Gesellschaft ´Irland I´. Von dort werden sie steuerfrei nach Niederlan-

de transferiert und von dort, wieder steuerfrei, zur irischen Gesell-

schaft ´Irland II´, die ihren Steuersitz auf den Caymans oder Bermuda 

Inseln hat und damit nach geltendem Recht in Irland steuerfrei ist.  

 Dieses legale Steuervermeidungsmodell funktioniert auch bei Lizenz-

gebühren: Ein Konzern transferiert Lizenzrechte zur irischen Gesell-

schaft ´Irland I´, diese vermietet diese Lizenzrechte an die irische Ge-

sellschaft ´Irland II´, und diese wiederum vergibt die Lizenzrechte an 
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z.B. deutsche Lizenznehmer. Die deutschen Lizenznehmer machen die 

bezahlten Lizenzgebühren in Deutschland als steuerliche Kosten gel-

tend, die wirtschaftlichen Eigentümer der Lizenzrechte, wie z.B. 

Google, Microsoft, Oracle Corp., Pfizer Inc. etc., erhalten die Erträge 

ohne jede Besteuerung. Ähnliche legale Steuersparmodelle können 

standortnah über Luxemburg und die Schweiz für europäische Li-

zenzgeber gestaltet werden.  

Solch offensichtlicher Missbrauch der hochentwickelten öffentlichen 

Infrastruktur in Deutschland durch Unternehmen, die mittels vom deut-

schen Gesetzgeber ermöglichter Steuervermeidung und Steuerflucht 

kaum mehr zur Finanzierung der Grundlagen ihrer Tätigkeiten beitragen 

[Jarass/Obermair 2005, Kap. 4/5], kann vom deutschen Gesetzgeber auch 

ohne internationale Harmonisierung zurückgedrängt werden, indem die 

Bemessungsgrundlagen der Unternehmensbesteuerung entsprechend den 

globalen Wirtschafts- und Finanzbedingungen erweitert werden, wie im 

Folgenden erläutert wird. 

(2) Kapitalentgelt statt Gewinn als Bemessungsgrundlage 

der Unternehmensbesteuerung 

Eigenes wie fremdes Kapital, das ein Unternehmen nutzt, besteht zum 

einen aus materiellem Kapital, also aus realem Betriebsvermögen, zum 

anderen aus immateriellem Kapital, wie Nutzungsrechten (z.B. an bekann-

ten Firmennamen wie IKEA) oder aus gesetzlich geschütztem Wissen (z.B. 

Patente). Sowohl materielles wie immaterielles Kapital liegt dabei jeweils 

relativ klar getrennt vor als eigenes oder als fremdes Kapital.  

Wie ist Kapitalentgelt definiert? Vom Erlös für die produzierten Güter 

oder Dienstleistungen werden die Lohnkosten für die Mitarbeiter 

(´Arbeitsentgelt´) und die Kosten für Rohstoffe und Vorprodukte 

(´Vorleistungen´) abgezogen: 
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Kapitalentgelt =  

Erlös minus Arbeitsentgelt minus Vorleistungen. 

Eine Besteuerung aller für Eigen- wie für Fremdkapital im Betrieb er-

wirtschafteten Kapitalentgelte dient der Herstellung fairer Wettbewerbs-

bedingungen zwischen lokal und global tätigen Unternehmen. Eine derar-

tige Besteuerung könnte einfach und umgehungsresistent durchgeführt 

werden, weil die Kapitalentgelte in etwa dem Gewinn vor Abzug von 

Zinsen und Steuern (EBIT: earnings before interest and taxes) entsprechen, 

der ohnehin im Rahmen jeder Bilanzierung erhoben wird.  

Die Steuerbemessungsgrundlage ´Gewinn´ ergibt sich heute vielfach nur 

noch als Restgröße, nachdem erhebliche, häufig steuergetriebene Auf-

wendungen für Schuldzinsen und Lizenzgebühren vom Kapitalentgelt 

abgezogen worden sind: 

Gewinn = 

Kapitalentgelt minus Schuldzinsen minus Lizenzgebühren.  

Nur soweit keine Schuldzinsen für Fremdkapital und Lizenzgebühren für 

in Anspruch genommenes Namens- und Wissenskapital anfallen, also das 

Unternehmen vollständig durch Eigenkapital finanziert ist, sind 

´Kapitalentgelt´ und ´Gewinn´ weitgehend identisch. Nach diesem tradi-

tionellen, umfassenden Verständnis von ´Gewinn´ werden Unternehmen 

mittels der Gewinnbesteuerung zur Finanzierung der Ausgaben der öf-

fentlichen Hand herangezogen, deren öffentliche Infrastruktur eine not-

wendige Voraussetzung jeder modernen wirtschaftlichen Tätigkeit bildet: 

Verkehrs- und Kommunikationsnetze, die Einrichtungen für Erziehung, 

Bildung, Wissenschaft und Kultur, soziale Absicherung, öffentliche Si-

cherheit und eine Justiz, die allgemeine Rechtssicherheit garantiert 

[Jarass/Obermair 2006, Kap. 6].  

Der ´Gewinn´ und insbesondere der ´zu versteuernde Gewinn´ entspricht 

jedoch in immer geringerem Umfang dem gesamten ´Kapitalentgelt´.  

 Solange die deutsche Wirtschaft und vor allem das deutsche Kredit-

wesen überwiegend national orientiert waren, wurde zwar auch nur 

ein Teil der in Deutschland erwirtschafteten Kapitalentgelte, eben nur 
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der als Gewinn ausgewiesene Teil, von den Unternehmen versteuert. 

Der als geleistete Schuldzinsen ausgewiesene Teil konnte dann aber 

beim deutschen Kreditgeber, nämlich bei den großen deutschen Geld-

gebern und bei den deutschen Sparern besteuert werden, was aller-

dings schon damals auf Grund einer Vielzahl von Freistellungen nur 

unzureichend geschah.  

 Der herkömmliche Typ von einheitlich strukturierten und überwie-

gend eigenkapitalfinanzierten Unternehmen, bei denen der ´Gewinn´ 

als im Betrieb erwirtschafteter Vermögenszuwachs [§ 4 Abs. 1 EStG] 

und das gesamte ´Kapitalentgelt´ in etwa übereinstimmen, ist heute 

wohl fast nur noch bei kleineren lokalen Betrieben zu finden. Die 

meisten großen Unternehmen sind, nicht zuletzt wegen der enormen 

steuerlichen Vorteile einer solchen Strategie, in ein verschachteltes, 

über viele Nationen ausgedehntes System von Teilunternehmen, Müt-

tern und Töchtern, Holdings und Finanzierungsgesellschaften zerlegt. 

So gelingt es ihnen, das im einzelnen Betrieb eines solchen Geflechts 

erwirtschaftete ´Kapitalentgelt´ nicht als ´Gewinn´ im Sinne des Ein-

kommens- oder Körperschaftsteuergesetzes anfallen zu lassen. Viel-

mehr wird dieses in Deutschland erwirtschaftete ´Kapitalentgelt´ – 

meist ganz legal – der inländischen Besteuerung entzogen, indem es 

z.B. in Form von Schuldzinsen an (formal) ausländische Kreditgeber 

oder in ans Ausland zu zahlende Lizenzgebühren verwandelt wird, 

oder indem es für Investitionen im Ausland, deren Erträge im Inland 

steuerfrei sind, verwendet wird etc..  

Die Unternehmens- und Kapitalerträge werden aber auch heute genau 

dort verdient, wo das Kapital real investiert ist, nämlich in Fabriken, For-

schungseinrichtungen, Handwerks- und Dienstleistungsbetrieben. Sie 

können und sollten auch dort besteuert werden: think global, tax local 

[Gewerbesteuer 2006]. 

Dies ergibt zusammen mit der beim Betrieb erhobenen Lohnsteuer eine 

Besteuerung der in Deutschland produzierten Wertschöpfung. Diese 

Besteuerung ist EU-rechtlich zulässig [EuGH IRAP 2006; EuGH Gewerbe-
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steuer 2011] und ergänzt die Mehrwertsteuer, die auf die in Deutschland 

konsumierten Güter und Dienstleistungen erhoben wird.  

Erforderliche Maßnahmen: 

Besteuerung der gesamten im Inland erwirtschafteten Kapitalentgelte, 

also wie bisher Gewinne, zukünftig auch geleistete Schuldzinsen und 

Lizenzgebühren, die dann nicht mehr unbesteuert in Steueroasen  

fließen können: 

 Besteuerung nicht nur beim Empänger, sondern auch an der  

Quelle, also beim Betrieb. 

 Besteuerung unabhängig vom in- oder ausländischen Sitz des  

Kapitaleigentümers. 

(3) Auswirkungen 

(a) In unserem Fallbeispiel (vgl. Kap. 2.2.1(1)) würde sich an der Besteue-

rung für das lokale Möbelhaus und viele vergleichbare mittelständische 

Betriebe im ersten Schritt nicht viel ändern, wohl aber für ihre Konkur-

renten wie die globale Einrichtungskette oder die mit Lizenzen arbeiten-

den Franchiseunternehmen: Innerhalb einer Übergangsfrist würden 

schrittweise ihre geleisteten Schuldzinsen und Lizenzgebühren ähnlich 

besteuert wie die Gewinne des lokalen Möbelhauses. Damit würde die 

unfaire Diskriminierung des lokalen Mittelstandes entscheidend abge-

schwächt und seine Wettbewerbsfähigkeit bedeutend erhöht. 

(b) Die steuergetriebene Tendenz zu Fremdfinanzierung würde insgesamt 

abgeschwächt und der Eigenkapitalanteil erhöht, wodurch alle Firmen 

und deren Arbeitsplätze gegenüber Krisen besser geschützt wären. Das 

vorher gezeigte Steuersparmodell des ´Double Irish´ für gezahlte Schuld-

zinsen würde ganz unwirksam gemacht werden, für gezahlte Lizenzge-

bühren überwiegend. 

(c) Bisher haben die Private-Equity-Fonds den aufgekauften Unterneh-

men keineswegs Eigenkapital (´equity´) zugeführt, sondern vielmehr, un-

terstützt durch die deutsche Steuergesetzgebung, das vorhandene Eigen-
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kapitel abgesaugt und die Unternehmen hoch verschuldet [Jarass/Obermair 

2007b/c]. Dieses Geschäftsmodell würde nun nicht mehr steuerlich prämi-

iert werden und so der unfaire Wettbewerbsvorteil dieser Firmenaufkäu-

fer deutlich reduziert werden. 

(d) Das kleine bis mittelgroße mittelständische Unternehmen, das sich 

nicht am internationalen Kapitalmarkt refinanzieren kann, sondern z.B. 

für eine Betriebserweiterung einen Kredit der regionalen Sparkasse auf-

nehmen muss, scheint zumindest in dieser Hinsicht durch eine Besteue-

rung des gesamten von ihm erwirtschafteten Kapitalentgelts einschließ-

lich der an die Sparkasse bezahlten Schuldzinsen benachteiligt gegenüber 

der derzeitigen Situation, wo die gesamten Schuldzinsen steuerlich als 

Kosten geltend gemacht werden können: Ein Steuersatz von z.B. 20% 

würde einen von der Bank verlangten Zinssatz von 5% aus Sicht des Un-

ternehmens auf 6% erhöhen. Hierfür müssten für kleinere Unternehmen 

Freibeträge bei der Besteuerung der Schuldzinsen (ähnlich wie derzeit 

schon bei der Gewerbesteuer) und für mittlere Unternehmen ggf. geeignete 

Stundungen eingeräumt werden.  

Fazit: Die einheitliche Bemessungsgrundlage ´Kapitalentgelt´ statt 

´Gewinn´ wäre nicht nur zur Vergleichmäßigung der Steuereinnahmen 

sinnvoll, sondern v.a auch zur Steuervereinfachung und zur systemati-

schen Verringerung von Steuervermeidung und Steuerflucht. Verschie-

bungen von in Deutschland erwirtschafteten Kapitalentgelten in Steuer-

oasen werden damit systematisch vermindert. Komplizierte ´anti-abuse´-

Einzelmaßnahmen des deutschen Steuerrechts, z.B. im Außensteuerrecht, 

können dann deutlich verringert werden. Die einheitliche Bemessungs-

grundlage ´Kapitalentgelt´ würde Abgrenzungsprobleme wesentlich ver-

ringern und dadurch das deutsche Unternehmenssteuersystem deutlich 

vereinfachen.  
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(4) Bekämpfung von Steuervermeidung und Steuerflucht 

möglich ohne internationale Harmonisierung 

Es steht jedem EU-Staat frei, ohne vorherige Abstimmung mit anderen 

EU-Staaten einen Anfang in Richtung ´Kapitalentgeltsteuer´ zu unter-

nehmen, ggf. zusammen mit anderen vom unfairen Steuerwettbewerb 

negativ betroffenen Ländern. So hat z.B. Deutschland seit 2008 eine Be-

steuerung aller Kapitalentgelte im Rahmen der Gewerbesteuer eingeführt, 

wenn auch mit einem sehr niedrigen resultierenden Steuersatz von nur 

rund 3,5% (vgl. Kap. 2.1.1.(4)). Bei einer deutlichen Erhöhung dieses Steu-

ersatzes gäbe es einen inhärenten Druck auf die anderen EU-Staaten, sich 

dem neuen System anzuschließen, da die ihnen zufließenden Schuldzin-

sen und Lizenzgebühren schon in Deutschland ausreichend versteuert 

wären und ihnen damit die bisherigen Möglichkeiten der Besteuerung 

von nicht in ihrem Land erzielter Wertschöpfung weitgehend genommen 

wären [Jarass/Obermair 2007a]. Es bestehen also gute Aussichten, die neue 

Bemessungsgrundlage ´Kapitalentgelte´ EU-weit zu verankern. Eine 

konkrete Initiative, die innerhalb der EU ergriffen werden könnte, wurde 

von den Autoren dieses Berichts veröffentlicht [Jarass/Obermair 2008a/b]. 

2.2.2 Kein steuerlicher Abzug von Aufwendungen, 

soweit resultierende Erträge steuerfrei sind  

Ein Grundpfeiler des Einkommensteuerrechts sollte wieder hergestellt 

werden: Kein steuerlicher Abzug von Aufwendungen, soweit resultieren-

de Erträge steuerfrei sind. Aufwendungen, v.a. für Fremdkapital, sollten 

nur dann in Deutschland steuerlich absetzbar sein, falls auch daraus resul-

tierende Erträge in Deutschland versteuert werden. 

Derzeit können insbesondere global operierende Unternehmen Aufwen-

dungen steuerlich in Deutschland geltend machen, obwohl die zugehöri-

gen (meist im Ausland anfallenden) Erträge in Deutschland steuerfrei sind [§ 

8b KStG; Aufweichung von § 3c EStG]. Besonders problematische Folge: 

Der Abbau von Anlagen und Arbeitsplätzen in Deutschland und ihre 
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Verlagerung in Niedriglohnländer wird auch noch steuerlich gefördert. 

Gerade bei vermutlich anhaltend niedrigen Wachstumsraten wird dies zu 

einer dramatischen Verschärfung des Kampfs um Arbeitsplätze in 

Deutschland führen. 

Erforderliche Maßnahme: 

Kein steuerlicher Abzug von Aufwendungen, 

soweit resultierende Erträge steuerfrei sind. 

Der größte Teil der Aufwendungen, die in Deutschland steuerlich geltend 

gemacht werden, obwohl die damit zusammenhängenden Erträge in 

Deutschland steuerfrei sind, besteht aus geleisteten Schuldzinsen. Gerade 

hier bestehen Abgrenzungsprobleme (´wofür wurde der Kredit aufgenom-

men?´) und damit zusammenhängend Umgehungsmöglichkeiten. Dieses 

Problem würde stark gemildert werden, indem zukünftig nicht mehr der 

Gewinn, sondern die im Betrieb erwirtschafteten Kapitalentgelte, wie 

z.B. geleistete Schuldzinsen, bereits bei der Betriebsstätte besteuert wür-

den (vgl. Kap. 2.2.1). 

2.2.3 Verlustverrechnung 

stärker beschränken 

(1) Verlustverrechnung zwischen verbundenen 

Gesellschaften beschränken 

Gesellschaftsrechtlich voneinander unabhängige Tochtergesellschaften 

eines Konzerns können im Rahmen der steuerlichen Organschaft ihre 

Gewinne und Verluste saldieren und müssen nur auf den Saldo Steuern 

bezahlen. Von diesem Privileg waren 2006 rund 3% von insgesamt gut 

900.000 unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtigen Gesellschaften be-

günstigt [Körperschaftsteuerstatistik 2006, S. 20, Tab. 2.4]. Im Gegensatz 

dazu müssen alle Handwerksunternehmen auf ihren jeweiligen Gewinn 

Steuern bezahlen, Verluste können sie nur auf die Folgejahre vortragen, 



2  Einkommenbezogene Besteuerung 52 

 

eine Saldierung der Gewinne und Verluste der Handwerksunternehmen, 

z.B. innerhalb einer Handwerkskammer, ist gesetzlich ausgeschlossen. 

Die unbeschränkte Querverrechnung von Verlusten zwischen verbunde-

nen Unternehmen (´Organschaft´) begünstigt Konzerne gegenüber mittel-

ständischen Unternehmen, führt zu einer massiven Senkung der Bemes-

sungsgrundlage und deshalb tendenziell zu höheren nominalen Steuersät-

zen.  

Eine gewerbesteuerliche Organschaft widerspricht außerdem grundsätz-

lich dem Prinzip der Gewerbesteuer als Kommunalsteuer. Dadurch wird 

nämlich die Finanzierungsfunktion der vor Ort tätigen Betriebsstätten für 

die kommunale Infrastruktur ausgehöhlt: Die Sitzgemeinde jedes einzel-

nen Betriebes muss ja die für den Betrieb erforderlichen Infrastrukturleis-

tungen aufbringen, nicht die Sitzgemeinde der Konzernzentrale, zu der 

der Betrieb möglicherweise gehört.  

Zur Vermeidung dieser durch nichts gerechtfertigten Möglichkeiten zu 

Steuergestaltungen sollte eine Unternehmensbesteuerung grundsätzlich 

an jeder Betriebsstätte und auf das dort erwirtschaftete Kapitalentgelt 

erfolgen. Dies sollte jedenfalls für alle Betriebsstätten gelten, die eine 

eigenständige Buchführung (z.B. im Rahmen eines profit centers) durchfüh-

ren; der Bäcker, der auch im Nachbardorf noch einen Verkaufsladen un-

terhält, sollte davon nicht betroffen sein [Jarass/Obermair 2006, Kap. 6.2]. 

Überdies ist die derzeitige Form der steuerlichen Organschaft offensicht-

lich EU-widrig, da steuerliche Organschaften nur mit in Deutschland 

ansässigen Gesellschaften vereinbart werden können; dies stellt eine Dis-

kriminierung anderer EU-Gesellschaften dar. Deshalb will die Bundesre-

gierung in 2012 statt der derzeit nur innerhalb Deutschlands möglichen 

steuerlichen Organschaft eine EU-weite Gruppenbesteuerung einführen, 

die zudem gegenüber der Organschaft deutlich geringere Voraussetzun-

gen bezüglich der Eingliederung der Organgesellschaften in den Organ-

träger aufweist und grundsätzlich für alle EU-Gesellschaften zulässig sein 

soll. Damit würden vom deutschen Gesetzgeber weitere erhebliche legale 

Steuervermeidungsmöglichkeiten geschaffen. 
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Erforderliche Maßnahmen:  

Verlustverrechnung zwischen verbundenen Konzerngesellschaften 

(´steuerliche Organschaft´) aufheben, und zwar sowohl bei der  

Körperschaftsteuer wie bei der Gewerbesteuer. 

Auch nach Einführung einer einheitlichen EU-weiten Bemessungsgrund-

lage [EU 2011a] sollte eine EU-weite Verrechnung von Gewinnen und 

Verlusten zwischen gesellschaftsrechtlich unabhängigen Gesellschaften 

nicht zulässig sein, auch wenn sie innerhalb eines Konzerns organisiert 

sind: keine Einführung einer so genannten Gruppenbesteuerung. 

(2) Verlustverrechnung aus früheren Jahren beschränken 

Durch weitere Verringerungen von Steuervergünstigungen könnte sicher-

gestellt werden, dass der aktuelle ´zu versteuernde Gewinn´ nicht mehr – 

wie derzeit – auf Werte weit unterhalb des tatsächlichen ökonomischen 

Gewinns gesenkt werden kann.  

Die Verlustvorträge stiegen bei der Körperschaftsteuer von 285 Mrd. € in 

1998 über die bereits genannten 473 Mrd. € in 2004 auf 576 Mrd. € in 

2006, mehr als fünfmal so viel wie der Gesamtbetrag der Einkünfte aller 

körperschaftsteuerpflichtigen Unternehmen von rund 104 Mrd. € [Körper-

schaftsteuerstatistik 2006, S. 23, Tab. 3.1]. Der Gesamtbetrag der Einkünfte 

wurde schon in 2006 durch Verlustvorträge und Verlustrückträge um 

rund 27 Mrd. € vermindert, so dass nur ein zu versteuerndes Einkommen 

von rund 77 Mrd. € übrig blieb [Körperschaftsteuerstatistik 2006, S. 24, Tab. 

3.2]. 

Ende 2004 betrugen die Verlustvorträge bei der Einkommensteuer rund 

71 Mrd. €, bei der Gewerbesteuer 569 Mrd. € und bei der Körperschaft-

steuer 473 Mrd. € [BMF 2010, S.35]: "Auf 22.342 Körperschaftsteuer-

pflichtige (entspricht 2,7% aller Körperschaftsteuerpflichtigen) mit den höchs-

ten Verlustvorträgen entfallen 455,5 Mrd. EUR bzw. 90,0% aller Ver-

lustvorträge von Körperschaftsteuerpflichtigen." Die derzeit in Deutsch-

land bestehende Möglichkeit, Verluste zeitlich unbeschränkt vorzutragen, 
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begünstigt also einen kleinen Anteil von meist besonders stark steuerop-

timierten Unternehmen.  

Übrigens: Allein die DAX30-Unternehmen hatten in 2002 rund 100 Mrd. 

€ Verlustvorträge [Jarass/Obermair 2005, S. 107, Tab. 5.3].  

Seit 2004 können nur noch Verlustvorträge bis zu 1 Mio. € voll mit lau-

fenden Gewinnen verrechnet werden, weitere Verlustvorträge können das 

zu versteuernde Einkommen nur zu maximal 60% verringern [§ 19d Abs. 

2 EStG].  

Weiterhin können Verluste aber zeitlich unbeschränkt, also ewig vorge-

tragen werden, und zwar sowohl bei der Gewerbesteuer wie bei der Ein-

kommensteuer. Es ist zwingend erforderlich, dass die Verlustvorträge 

auch zeitlich begrenzt werden, so wie es in vielen EU-Staaten üblich ist. 

Z.B. könnten Verluste nach einigen Jahren jedes Jahr abgeschmolzen 

werden. Dies würde auch die komplizierten Regelungen zum Verlustun-

tergang bei Eigentumswechsel, die zur Verringerung von Steuerumge-

hungen durch Kauf von Firmen mit hohen Verlustvorträgen (´Mantelkauf´) 

erforderlich sind, weniger bedeutsam machen.  

Erforderliche Maßnahme: 

Verrechnung von Verlusten aus früheren Jahren stärker beschränken. 

2.2.4 Dauerhaft unbesteuerte Vermögenserträge verringern 

Sowohl die Betriebsvermögen der Unternehmen wie die Vermögen der 

privaten Haushalte (vgl. Tab. 3.1), insbesondere deren Immobilienvermö-

gen, haben in den letzten Jahrzehnten nahezu jedes Jahr Wertsteigerun-

gen erfahren.  

Wertzuwächse von Privatvermögen werden nur bei Realisierung, also bei 

Verkauf, mit Abgeltungssteuer von 25% belastet, wobei Wertsteigerun-

gen bei Immobilien bei Realisierung mindestens 10 Jahre nach Erwerb 

ganz steuerfrei bleiben. 
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(1) Problemlage: Dauerhaft unbesteuerte Kapitalerträge 

von Unternehmen (´stille Reserven´) 

Beispiel: Ein Unternehmen hat vor vielen Jahren ein Grundstück für 1 

€/m
2 

gekauft, dessen Wert mittlerweile auf 100 €/m
2
 gestiegen ist. Der 

Gewinn von 99 €/m
2
 bleibt dauerhaft unbesteuert, auch wenn das Grund-

stück nicht für die Produktion erforderlich ist und deshalb jederzeit ver-

kauft werden könnte. Erst bei einem Verkauf des Grundstücks müsste der 

Wertzuwachs als Gewinn versteuert werden. Dies führt nicht nur zu dau-

erhaft niedrigeren Steuereinnahmen, sondern auch zu einer steuergetrie-

benen Verknappung von Bauland, also zu einer Investitionsbremsung 

durch eine verfehlte Steuerpolitik. 

Es bleiben also Wertsteigerungen von Betriebsvermögen in Deutschland 

seit Jahrzehnten überwiegend dauerhaft unbesteuert, obwohl sie nach den 

Grundsätzen des geltenden Rechts zwingend zu besteuerndes Einkommen 

darstellen [Jarass/Obermair 2006, S. 62ff.]: "Gewinn ist der Unterschiedsbe-

trag zwischen dem Betriebsvermögen am Schluss des Wirtschaftsjahres 

und dem Betriebsvermögen am Schluss des vorangegangenen Wirt-

schaftsjahres …" [§ 4 Abs. 1 S. 1 EStG]. Der Ausschluss von bestimmten 

Vermögensmehrungen vom steuerpflichtigen Einkommen führte dazu, 

dass das zu versteuernde Gesamteinkommen des Steuerpflichtigen immer 

weniger seinem ökonomischen Einkommen entspricht [Rädler 2006]. 

Die Nichtbesteuerung von unrealisierten Wertsteigerungen wurde dabei 

vor allem mit zwei Argumenten begründet, die jedenfalls heute nicht 

mehr zutreffen: 

 Es gebe erhebliche Bewertungsprobleme bei der Erfassung von Wert-

steigerungen. Tatsächlich sind aber die Buchwerte, also die Anschaf-

fungskosten minus Abschreibungen, in der Rechnungslegung des Un-

ternehmens enthalten. Die Verkehrswerte sind häufig dem Unterneh-

men bekannt und in den Erläuterungen der betreffenden Bilanzpositi-

onen dokumentiert, jedenfalls aber – von nicht börsennotierten Betei-

ligungen abgesehen – mit überschaubarem Aufwand erhebbar. 

http://www.mv-buchshop.de/catalog/product_info.php?products_id=604
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 Es wird argumentiert, dass zur Vermeidung von Liquiditätsproblemen 

Wertsteigerungen nur besteuert werden dürften, soweit sie durch Ver-

kauf realisiert wurden, und entsprechende Erträge zugeflossen sind 

(´Realisationsprinzip´). Hingegen können alle als dauerhaft angesehenen 

Wertminderungen, auch wenn sie nicht durch Verkauf realisiert wur-

den (´Vorsichtsprinzip´), steuerlich geltend gemacht werden 

(´Imparitätsprinzip´).  

Deshalb wird bisher auf die Besteuerung von unrealisierten Wertsteige-

rungen sowohl für betriebsnotwendiges wie für nicht betriebsnotwendiges 

Betriebsvermögen gänzlich verzichtet. Für den Fall der Realisierung der 

Wertsteigerung (als Aufdeckung von ´stillen Reserven´ im Steuerdeutsch be-

zeichnet) enthält das deutsche Steuerrecht komplizierte Überleitungs- und 

Stundungsregeln (z.B. bei Sitzverlagerung ins Ausland).  

(2) Schrittweise Annäherung der Buchwerte 

an die Verkehrswerte erforderlich 

Derzeit bleiben also Wertsteigerungen vielfach dauerhaft unbesteuert. 

Die dadurch gebildeten unbesteuerten Vermögenswerte (´stille Reserven´) 

sind eine vom Gesetzgeber geförderte Möglichkeit zur legalen Steuer-

vermeidung und der Hauptgrund für die Komplexität der deutschen Un-

ternehmensbesteuerung. Eine massive Steuervereinfachung könnte durch 

eine schrittweise Besteuerung von akkumulierten Wertsteigerungen und 

damit die schrittweise Verringerung der ´stillen Reserven´ erreicht wer-

den. Dabei ist zwischen betriebsnotwendigem und nicht betriebsnotwen-

digem Vermögen zu unterscheiden. 

Die Besteuerung der Wertsteigerung von betriebsnotwendigem Vermö-

gen, etwa für die Produktion genutzte Immobilien und aufstehende 

Werkshallen, könnte tatsächlich die Liquidität des Unternehmens gefähr-

den, wenn die gesamte buchmäßige Wertsteigerung als ´Zuwachs des 

Betriebsvermögens´ [§ 4 Abs. 1 EStG] der Besteuerung unterworfen wür-

de. Hingegen könnte die Besteuerung der Wertsteigerung von nicht be-

triebsnotwendigem Vermögen, etwa nicht für die Produktionsprozesse 
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erforderlicher Immobilien, sofort und in wenigen Jahresschritten erfol-

gen, da derartiges Vermögen verkauft oder beliehen werden kann.  

Die akkumulierte Wertsteigerung des Betriebsvermögens ergibt sich als 

Differenz der Verkehrswerte und der Buchwerte. Eine Wertaufholung in 

kleinen Schritten, z.B. über 10 Jahre à 10% der aufgelaufenen Wertstei-

gerung, vermeidet jedenfalls eine Gefährdung der wirtschaftlichen Stabi-

lität der Unternehmen, da dann bei einem Steuersatz von z.B. 30% jähr-

lich nur 3% der Wertsteigerung als Steuern bezahlt werden müssen. Diese 

Wertaufholung führt zu einer drastischen Vereinfachung des deutschen 

Unternehmensteuerrechts, weil eine Vielzahl von speziellen Regelungen, 

etwa zum Problem der Sitzverlagerung innerhalb der EU, entfallen kön-

nen.  

Eine Modifizierung der derzeitigen gänzlichen Steuerfreistellung der 

Wertsteigerung von Beteiligungen an Kapitalgesellschaften [§ 8b KStG], 

z.B. ein mäßiger Steuersatz von 15% ohne Verrechnungsmöglichkeit von 

Verlusten mit den Erträgen aus laufender Geschäftstätigkeit, würde ein 

weiteres Mehraufkommen erbringen. 

Nicht nur der Fiskus würde erheblich profitieren, sondern es ergäbe sich 

auch ein Vorteil für die Gesamtheit der Wirtschaft, da bisher volkswirt-

schaftlich ungenutzte Ressourcen in den Wirtschaftskreislauf einbezogen 

würden.  

Erforderliche Maßnahme: 

Dauerhaft unbesteuerte Vermögenserträge verringern durch 

schrittweise Annäherung der Buchwerte an die Verkehrswerte. 

2.2.5 Ausbau der Gewerbesteuer zur 

Kommunalen Betriebssteuer 

Eine stärkere Besteuerung aller im Betrieb erwirtschafteten ´Kapitalent-

gelte´ (vgl. Kap. 2.2.1(2)), nicht nur der ´Gewinne´, wird in Deutschland 

bereits seit 2008 bei der Gewerbesteuer umgesetzt, allerdings noch in 
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einem sehr geringen Maß. Durch einen Ausbau der Gewerbesteuer zu 

einer ´Kommunalen Betriebssteuer´ könnte ein weiterer Schritt zu einer 

gleichmäßigeren Besteuerung der Kapitalentgelte erfolgreich umgesetzt 

werden [ver.di 2008, S. 30]. 

(1) Gewerbesteuer wurde bis 2008 schrittweise kastriert 

Die in der Bundesrepublik Deutschland bis 1980 praktizierte Form der 

Gewerbesteuer enthielt alle wesentlichen Elemente der oben in Kap. 2.2.1 

vorgestellten Kapitalentgeltsteuer: Bemessungsgrundlage waren bis dahin 

die erwirtschafteten Kapitalentgelte, nämlich der Gewinn sowie die ge-

samten Dauerschuldzinsen, die früher den ganz überwiegenden Teil des 

Fremdkapitalentgelts darstellten. Zudem wurde das Gewerbekapital be-

steuert.  

Die Gewerbesteuer wurde seitdem schrittweise so ausgedünnt und be-

schnitten, dass sie zwischendurch fast nur noch als eine bescheidene Ex-

tra-Gewinnsteuer für Großunternehmen wirkte. So wurde die Lohn-

summensteuer abgeschafft (1980) und die Hinzurechnung der Fremdkapi-

talzinsen auf 50% beschränkt (1983). Einzelunternehmer und Personenge-

sellschaften bekamen höhere Freibeträge (1978, 1980 und 1993) und eine 

Tarifprogression bei der Steuermesszahl (1991). Die Gewerbekapitalsteu-

er wurde 1998 abgeschafft. Schließlich können Personenunternehmen seit 

2001 grundsätzlich die Gewerbesteuerschuld mit ihrer Einkommensteuer-

schuld verrechnen [Gewerbesteuer 2006].  

(2) Gewerbesteuer als eine bewährte Form der 

Kapitalentgeltbesteuerung an der Betriebsstätte erweitern 

2008 wurde die Gewerbesteuer revitalisiert: Seitdem werden generell ein 

Viertel der bezahlten Schuldzinsen und Lizenzgebühren der Gewerbe-

steuer unterworfen [§ 8 Nr. 1 GewStG]: Immerhin ein erster Schritt in 

Richtung Besteuerung der gesamten Kapitalentgelte, also der Gewinne 

plus geleistete Schuldzinsen und Lizenzgebühren statt nur der Gewinne. 
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In Zukunft sollte ein deutlich größerer Teil der geleisteten Schuldzinsen 

und Lizenzgebühren der Gewerbesteuer unterworfen werden [ver.di 2008, 

S. 30]. 

Als kommunale Steuer dient die Gewerbesteuer zur Finanzierung der 

Infrastrukturaufwendungen, die bei der tatsächlichen Sitzgemeinde jedes 

einzelnen Betriebes anfallen. Die Gewerbesteuer muss deshalb dort erho-

ben werden, wo der Betrieb seine Kapitalentgelte tatsächlich erwirtschaf-

tet. 

Eine stärker gewinnunabhängige Besteuerung mag ein Problem sein bei 

kleineren Unternehmen. Deshalb gibt es im geltenden Gewerbesteuer-

recht auch einen Freibetrag von 100.000 € pro Betrieb. Andererseits kann 

man nicht oft genug betonen, dass das kein zentrales Kriterium für 

Kommunalsteuern sein sollte. Auch andere Steuern und parafiskalische 

Abgaben werden ohne Rücksicht auf die wirtschaftliche Lage des Be-

triebs erhoben, z.B. die Umsatzsteuer und die Verbrauchsteuern, Sonder-

abgaben und Beiträge, ganz zu schweigen von den Gebühren.  

Erforderliche Maßnahmen:  

 Deutlich höheren Anteil der geleisteten Schuldzinsen  

und Lizenzgebühren der Gewerbesteuer unterwerfen.  

 Keine Verlustverrechnung zwischen einzelnen Betriebsstätten, 

d.h. Aufhebung der ´gewerbesteuerlichen Organschaft´. 

(3) Ausbau der Gewerbesteuer zur 

Kommunalen Betriebssteuer ist EU-konform 

Ein aktuelles EuGH-Urteil zur deutschen Gewerbesteuer stützt die euro-

parechtliche Zulässigkeit einer Besteuerung aller in einem Betrieb erwirt-

schafteten Kapitalentgelte durch Hinzurechnung aller erwirtschafteten 

Schuldzinsen und Lizenzgebühren zum erwirtschafteten Gewinn [EuGH 

Gewerbesteuer 2011]: Geltendes EU-Recht steht einer Bestimmung des 

nationalen Steuerrechts nicht entgegen, "wonach die Darlehenszinsen, die 
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ein Unternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat an ein in einem anderen 

Mitgliedstaat gelegenes verbundenes Unternehmen zahlt, der Bemes-

sungsgrundlage für die Gewerbesteuer hinzugerechnet werden".  

2.2.6 Verringerung von Steuerhinterziehung und Steuerbetrug 

Vom Gesetzgeber zugelassene, also grundsätzlich legale Steuervermei-

dung und Steuerflucht sind zu unterscheiden von illegaler Steuerhinter-

ziehung und Steuerbetrug: 

 Steuerhinterziehung ist eine bewusste Nicht-Erklärung von Einkom-

men,  

 Steuerbetrug erfordert darüber hinausgehende aktive Maßnahmen zur 

Verschleierung des tatsächlichen Einkommens.  

Ein aktuelles Beispiel sind die von schweizer, aber auch von deutschen 

Banken in Lichtenstein, Irland, Luxemburg etc. gegründeten Versiche-

rungstochtergesellschaften, die über Versicherungsmäntel den wahren 

Eigentümer (´final beneficiary´) des Vermögens verschleiern; Alternativen 

zur Verschleierung sind Zwischengesellschaften etc.. Hiergegen muss mit 

geeigneten Organisationsformen der Finanzverwaltung und einer verbes-

serten Personalausstattung der Finanzbehörden vorgegangen werden 

[ver.di 2008, S. 33]. Dies würde auch den Umfang der mehr oder weniger 

freiwilligen Rückkehr von Steuerhinterziehern und Steuerbetrügern in die 

Legalität deutlich erhöhen, da entsprechende Selbstanzeigen wesentlich 

aus einem hohen Ermittlungsdruck resultieren. 

(1) Abgeltungssteuer erleichtert die Steuerhinterziehung 

Seit 2009 müssen private Kapitaleinkünfte vom Steuerpflichtigen nicht 

mehr in der Steuererklärung angegeben werden, vielmehr wird die Abgel-

tungssteuer von 25% ohne Namensnennung des Steuerpflichtigen von der 

zuständigen deutschen Bank an den Fiskus abgeführt [§ 32d EStG].  
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Ergebnis: Die Wohlhabenden bezahlen nicht nur deutlich weniger Steu-

ern auf ihre Kapitalerträge [ver.di 2008, S. 16; Jarass/Obermair 2002, Kap. 

4.4], sondern der Fiskus hat damit auch keinerlei Informationen mehr 

über Kapitalvermögen und Kapitalerträge der Steuerpflichtigen. Steuer-

hinterzieher können nun nur noch mittels zufälliger Steueranzeigen, z.B. 

von verlassenen Ehefrauen oder durch CDs mit steuerrelevanten Bankda-

ten, ermittelt werden.  

Erforderliche Maßnahmen: 

 Angabe aller Einkünfte aus Kapitalvermögen  

in der Einkommensteuererklärung. 

 Versteuerung dieser Einkünfte nicht mehr pauschal mit 25%, 

sondern nach dem persönlichen Einkommensteuersatz. 

(2) Strafausschöpfung ist zu gering 

Der Gesetzgeber sollte bei Steuerbetrug, also der aktiven Hinterziehung 

mittels steuerlicher Konstruktionen, von z.B. über 1 Mio. € oder bei Wie-

derholungstätern zwingend eine Gefängnisstrafe vorsehen, ohne die Mög-

lichkeit einer Vereinbarung zwischen Gericht und Angeklagten, dass der 

Steuerbetrüger gesteht und im Gegenzug nicht ins Gefängnis muss. Nur 

bei Selbstanzeigen sollte eine Strafminderung möglich sein, keinesfalls 

aber – wie derzeit – eine völlige Straffreistellung.  

Eine entsprechende gesetzliche Vorgabe ist erforderlich, da die lokalen 

Finanzbehörden primär an hohen Zahlungen interessiert sind und durch 

eine Vereinbarung gesichert viel Geld vom Angeklagten in die Kasse 

bekommen, ohne weitere Arbeit und ohne das Risiko einer langen ge-

richtlichen Beweisaufnahme. Derartige Vereinbarungen verringern das 

allgemeine Steueraufkommen zweifach: 

 Zum einen wird die allgemeine Steuermoral beschädigt, wenn ein 

Steuerbetrüger, wie z.B. der frühere Postvorstand Zumwinkel, nicht 

eingesperrt wird, sondern weiterhin in seinem Schlösschen am Gar-

dasee residieren kann.  
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 Zudem würde durch einen tatsächlichen Gefängnisaufenthalt eines 

prominenten Steuerbetrügers wohl eine nennenswerte Zahl von zu-

sätzlichen Selbstanzeigen bewirkt werden [Jarass 2010b]. 

Erforderliche Maßnahme:  

Steuerbetrug über 1 Mio. € zwingend mit einer 

Gefängnisstrafe ohne Bewährung ahnden. 

Aber was macht die Bundesregierung? "100 bis 300 Mrd. € Schwarzgeld 

aus Deutschland werden auf schweizer Konten vermutet. Jedes Jahr ent-

gehen dem Staat dadurch Mrd. € Steuern auf die Kapitalerträge. Durch 

das geplante Steuerabkommen mit der Schweiz bleiben Steuerhinterzie-

her und Steuerbetrüger straffrei und können weiterhin anonym ihre Ge-

schäfte mit schweizer Banken betreiben. Kripo-Beamte sprechen von 

"staatlich organisierter Geldwäsche"." [ver.di 2011]. 
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3 Vermögenbezogene Besteuerung 

In Deutschland gibt es derzeit vier vermögenbezogene Steuerarten: 

 Vermögensteuer [VStG, Erhebung seit 1997 ausgesetzt],  

 Grundsteuer [GrStG], 

 Grunderwerbsteuer [GrEStG], 

 Erbschaftsteuer [ErbStG]. 

Die Vermögensteuer wird seit Anfang 1997 nicht mehr erhoben, da der 

Gesetzgeber die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Juni 

1995 zur Vermögensbesteuerung weder damals noch bis heute berück-

sichtigt hat. Ganz im Gegensatz zu einer seit Urteilsveröffentlichung vor 

15 Jahren weit und gern verbreiteten Meinung hat das Bundesverfas-

sungsgericht damals ausdrücklich eine Besteuerung des Soll-Ertrags von 

Vermögen aller Art als verfassungskonform anerkannt. Als verfassungs-

widrig und mit Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes unvereinbar hat es nur 

die Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes durch die damals geltenden 

Bewertungen erklärt, etwa von Geldvermögen zum Verkehrswert und 

von Immobilienvermögen zu einem weit überholten, meist viel zu niedri-

gen Einheitswert. 

Einer (Wieder-)Inkraftsetzung der Vermögensteuer stehen also keinerlei 

verfassungrechtliche Bedenken entgegen, soweit entsprechend der Forde-

rung des Bundesverfassungsgerichts alle Vermögensarten gleichmäßig 

bewertet werden (Kap. 3.2.1).  

Die Erbschaft- und Schenkungsteuer wurde mit dem Reformgesetz 

vom 24.12.2008 von der damaligen schwarz/roten Koalition grundlegend 

´gegenreformiert´, indem alle betrieblichen Vermögen weitgehend von 

der Erbschaft- und Schenkungsteuer freigestellt wurden (Kap. 3.1.4): ein 

schönes Weihnachtsgeschenk für die wirklich Vermögenden. 

Die KfZ-Steuer könnte nach dem Steuergegenstand und dem Steuer-

schuldner, nämlich dem Eigentümer des KfZ, ebenfalls als vermögenbe-
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zogen klassifiziert werden, doch nach der Ausgestaltung der Bemes-

sungsgrundlage – Hubraum, Gewicht, CO2-Ausstoß, Alter – ist sie im 

Wesentlichen eine Umweltsteuer.  

In vielen Staaten wird seit Jahren eine allgemeine Finanztransaktions-

steuer diskutiert, die zu einer Einschränkung der globalen Spekulation 

mit Devisen und Krediten, Rohstoffen und Grundnahrungsmittel führen 

könnte (vgl. Kap. 3.2.5).  

3.1 Bestandsaufnahme der 

vermögenbezogenen Besteuerung 

Tab. 3.1 zeigt das Vermögen der privaten Haushalte in Deutschland für 

2007 (ohne Gebrauchsvermögen). Vom Bruttovermögen von gut 10.000 

Mrd. € müssen die Verbindlichkeiten von gut 1.500 Mrd. € abgezogen 

werden, um zum Nettovermögen von rund 8.500 Mrd. € zu kommen. Das 

sind durchschnittlich gut 100.000 € pro Kopf der deutschen Bevölkerung, 

bei allerdings extrem ungleicher Verteilung, wie anschließend gezeigt 

wird.  

Zum Vergleich [Schulden 2011]: In 2010 betrugen die Schulden der öf-

fentlichen Haushalte 2.000 Mrd. € (davon Bund 1.284 Mrd. €, Länder 595 

Mrd. €, Gemeinden 119 Mrd. €). Das ergibt mit 25.000 € Staatsschulden pro 

Kopf der Bevölkerung rund ein Viertel des durchschnittlichen Privatver-

mögens. Die resultierenden Zinsaufwendungen des Staates betrugen in 

2010 rund 61 Mrd. € oder rund 750 € pro Kopf und Jahr [VGR 2010, Tab. 

3.4.3.2, Z. 40]. 

Ergebnis: Die Wohlhabenden leihen dem Staat Geld und bekommen da-

für Zinsen, die Steuerzahler, also v.a. die normalen Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer (vgl. Abb. 1.1b in Kap. 1.2.1), müssen durch ihre Steuern 

die Zinsen bezahlen. 

Andere Vermögensangaben kommen auf etwas niedrigere Werte und 

einen deutlich höheren Immobilienanteil [Schratzenstaller 2011]. Sie bezie-
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hen sich auf das Sozio-oekonomische Panel des DIW, das auf Befragun-

gen beruht, aber nach Angaben des DIW die wirklich Reichen nicht an-

gemessen berücksichtigt [Bach/Beznoska/Steiner 2010]: Das Sozio-oekono-

mische Panel kann als repräsentative Befragung das extreme Ende der 

Vermögensverteilung (d. h. die ´wirklich Reichen´) gar nicht erfassen, weil 

die Zahl der wirklich Reichen zu gering ist, um in einer repräsentativen 

Befragung erfasst zu werden. Angesichts der ungleichen Verteilung fallen 

extrem große Vermögen jedoch besonders ins Gewicht; im Grunde ist 

deshalb eine wirklich ´repräsentative´ Erhebung gar nicht möglich. 

133BTab. 3.1 : Vermögen der privaten Haushalte in Deutschland 

1995-2009 

1995 2000 2005 2007 2008 2009

(A) Vermögen brutto 6.206 7.748 9.172 10.144

(1) Immobilien 3.502 4.093 4.847 5.460

(2) Sonstiges Anlagevermögen 140 139 120 124

(3)
Geldvermögen: Bargeld, Termingeld, 

Aktien, Rentenpapiere, Fonds etc.
2.564 3.516 4.205 4.560 4.433 4.672

(B) Verbindlichkeiten 1.155 1.514 1.568 1.546 1.531 1.532

(C) Vermögen netto 5.052 6.234 7.600 8.593

k.A.

k.A.

[Mrd. €]

Quelle: [BMF 2010, Kap. 6]. 

Zur Vermögensverteilung gibt es keine offiziellen Zahlen. Ein viel beach-

teter Vermögensreport zeigt [Vermögensreport 2011]: 

 Die Zahl der Euro-Millionäre in Deutschland hat 2010 mit 829.900 

einen neuen Rekord erreicht, bei einem Gesamtvermögen von rund 

2.200 Mrd. € (ohne eigengenutzte Immobilien), Vermögenssteigerung 

etwa 8% pro Jahr. 

 Die zehn reichsten Deutschen besaßen zusammen über 100 Mrd. € 

(ohne eigengenutzte Immobilien), Vermögenssteiergrung rund 10% pro 

Jahr. 
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Schätzungen auf der Basis des Sozio-oekonomischen Panels kommen für 

2007 zu folgenden Ergebnissen [Bach/Beznoska/Steiner 2010, S. 37, Tab. 3-

2; Frick/Grabka 2009, Tab. 2]: 

 Das reichste Zehntel der Bevölkerung besitzt rund sechs Zehntel des 

Vermögens. 

 Die folgenden zwei Zehntel der Bevölkerung besitzen drei Zehntel des 

Vermögens (häufig eigengenutzte Immobilien). 

 Die folgenden zwei Zehntel der Bevölkerung besitzen ein Zehntel des 

Vermögens (häufig eigengenutzte Immobilien). 

 Die verbleibende Hälfte der Bevölkerung hat keinerlei Vermögen oder 

sogar netto Schulden. 

Dabei bleiben Altersversorgungsansprüche aus umlagefinanzierten ge-

setzlichen Rentenversicherungen in Höhe von gut 4.000 Mrd. € [Braak-

mann/Grütz/Haug 2007, Tab. 1, S. 1174] unberücksichtigt, da diesen An-

sprüchen Verpflichtungen der Beitragszahler in gleicher Höhe gegen-

überstehen und deshalb gesamtwirtschaftlich netto kein Vermögenswert 

vorliegt [Weizsäcker 2011]. Werden alternativ alle Altersversorgungsan-

sprüche ohne Gegenrechnung der Beitragsverpflichtungen dem Privat-

vermögen zugerechnet, wird die extrem ungleiche Vermögensverteilung 

etwas vergleichmäßigt [Frick/Grabka 2010, Abb. 2]. 

3.1.1 Vermögensteuer 

(seit 1997 wegen Untätigkeit des Gesetzgebers ausgesetzt) 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 

22.06.1995 nicht etwa – wie von der damaligen Bundesregierung und 

seither immer wieder behauptet – die Erhebung einer Steuer auf das 

Vermögen von Natürlichen Personen und Körperschaften mit Sitz in 

Deutschland für unvereinbar mit der Verfassung erklärt [BVerfG Vermö-

gensteuer 1995]. Nur die extrem ungleiche Bewertung verschiedener Ver-

mögensformen, nämlich von einheitsbewerteten Immobilien einerseits 

und von zu Verkehrswerten bewerteten Bankguthaben, Aktien, Unter-

nehmensanteilen etc. andererseits, verstoße gegen den Gleichheitsgrund-
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satz [Art 3 Abs. 1 GG]. Das Bundesverfassungsgericht stellte dabei aus-

drücklich fest: Eine Vermögensteuer ist zulässig, nicht nur tatsächlich 

zugeflossene, sondern auch üblicherweise erzielbare Erträge können 

besteuert werden.  

Statt entsprechend diesen klaren Richtlinien des Bundesverfassungsge-

richts das Vermögensteuergesetz zu reformieren, indem z.B. generell die 

Verkehrswerte der Besteuerung zu Grunde gelegt werden, ließ die dama-

lige Bundesregierung die vom Bundesverfassungsgericht gesetzte Frist 

untätig verstreichen, so dass die Vermögensteuer ohne formale Aufhe-

bung ab 1997 ausgesetzt werden musste. Der Gesetzgeber in seither fünf 

verschiedenen Regierungskoalitionen von Kohl über Schröder bis Merkel 

ist weiterhin untätig geblieben. Damit ist die Nicht-Erhebung dieser ge-

setzlich weiter bestehenden Vermögensteuer von einem Provisorium zu 

einem skandalösen Dauerzustand geworden. Hier besteht dringender 

Reformbedarf (vgl. Kap. 3.2.1). 

Die Vermögensteuer besteuerte als Sollertragsteuer üblicherweise erziel-

bare Erträge, auch wenn sie dem Vermögensbesitzer nicht zugeflossen 

sind oder überhaupt nicht erzielt wurden. Der Vermögensteuer unterlagen 

bei unbeschränkt Steuerpflichtigen das Gesamtvermögen [§§ 114 bis 120 

BewG] und bei beschränkt Steuerpflichtigen das Inlandsvermögen [§ 121 

BewG; § 4 VStG]. 

Die Steuersätze betrugen 1% für Natürliche Personen, nur 0,5% für deren 

Betriebsvermögen und 0,6% für Juristische Personen (z.B. AG, GmbH) [§ 

10 VStG].  

Im letzten Erhebungsjahr 1995 betrug das Aufkommen aus der Vermö-

gensteuer 4,0 Mrd. € [BMF 2011c, Tab. 11] bei einem geschätzten Netto-

vermögen (ohne Gebrauchsvermögen) der privaten Haushalte von rund 

5.000 Mrd. € (Tab. 3.1). Der sehr niedrige tatsächlich bezahlte Steuersatz 

von durchschnittlich nur knapp 0,1% resultierte wesentlich aus der sehr 

niedrigen und marktfernen Bewertung der Vermögen und einer Vielzahl 

von Freibeträgen und gänzlichen Freistellungen. 
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3.1.2 Grundsteuer 

Die Grundsteuer, eine kommunale Besteuerung von Immobilienvermö-

gen, wird wie folgt bestimmt:  

Grundsteuer = Einheitswert * Steuermesszahl * Hebesatz. 

Für alle Immobilien müssen Einheitswerte festgestellt werden [§ 19 

BewG]. Eine Einheitsbewertung soll alle Immobilien gleichmäßig bewer-

ten. Die Einheitswerte müssten laut eindeutiger gesetzlicher Vorgabe 

eigentlich regelmäßig aktualisiert werden: "Die Einheitswerte werden in 

Zeitabständen von je 6 Jahren allgemein festgestellt (Hauptfeststellung)." 

[§ 21 Abs. 1 BewG]. Ändert sich der Einheitswert zwischendurch um mehr 

als ein Zehntel, so muss der Einheitswert fortgeschrieben werden [§ 22 

Abs. 1 BewG]. 1965 wurde in einer kleinen Gesetzesänderung festgelegt: 

"Der Zeitpunkt der auf die Hauptfeststellung 1964 folgenden nächsten 

Hauptfeststellung der Einheitswerte des Grundbesitzes wird abweichend 

von § 21 Abs. 1 Nr. 1 des Bewertungsgesetzes durch besonderes Gesetz 

bestimmt." [Art. 2 Abs. 1 S. 3 BewGÄndG 1965]. Ein derartiges "besonderes 

Gesetz" wurde allerdings nie erlassen. Im klaren Widerspruch zur grund-

sätzlich geltenden Rechtslage hat der Gesetzgeber (ähnlich wie bei der 

Vermögensteuer) geltendes Recht außer Kraft gesetzt und eine Aktualisie-

rung der Einheitswerte seit 1964 verhindert.  

Die letzte Hauptfeststellung fand zum 01.01.1964 statt und wurde erst-

mals mit Wirkung ab 01.01.1974 und bis heute unverändert in Höhe von 

140% der damals festgestellten Einheitswerte angewendet [§ 121a BewG]. 

In Ostdeutschland werden seit 1990 die Einheitswerte vom 01.01.1935 

mit gewissen Zuschlägen verwendet [§ 133 BewG]. Die Grundsteuer wird 

also – wie auch die Vermögensteuer – auf gänzlich veraltete Einheitswer-

te statt auf Verkehrswerte bezogen.  

Die Steuermesszahl beträgt grundsätzlich 0,35% [§15 GrStG], für Ein- und 

Zweifamilienhäuser rund 0,31%, für Betriebe der Land- und Forstwirt-

schaft 0,6%.  
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Der Hebesatz wird von der jeweiligen Gemeinde festgelegt, durchschnitt-

licher Hebesatz 401% in 2009 [Hebesätze 2009], Berlin liegt mit 810% an 

der Spitze. Für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft gibt es einen sepa-

raten Hebesatz (´Grundsteuer A´) mit durchschnittlich 297%.  

Die Grundsteuer hatte in 2010 ein Aufkommen von gut 11 Mrd. € und 

steigt seit Jahren stark an (vgl. Abb. 3.1a), u.a. wegen zusätzlicher Bebau-

ung und Erhöhungen der Hebesätze. 

3.1.3 Grunderwerbsteuer 

Der Eigentumsübergang von Immobilien unterliegt in Deutschland der 

Grunderwerbsteuer, die vom Käufer auf den Kaufpreis zu entrichten ist [§ 

1 GrEStG]. Die Grunderwerbsteuer besteuert also den tatsächlichen 

Marktwert, im Gegensatz zur Vermögen- und der Grundsteuer, bei denen 

als Bemessungsgrundlage völlig veraltete Einheitswerte verwendet wer-

den.  

Grundstücksverkäufe sind hinsichtlich der Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) 

steuerfrei, soweit die Umsätze unter das Grunderwerbsteuergesetz fallen 

[§ 4 Nr. 9a UStG]. Grunderwerbsteuer muss bezahlt werden ohne Berück-

sichtigung bereits früher bezahlter Steuern. 

Steuerbasis = Verkaufspreis * Steuersatz. 

Bis 1983 betrug der Steuersatz bundeseinheitlich 7% mit vielen Ausnah-

men, seit 1983 nur noch 2% unter Streichung fast aller Ausnahmen. Ab 

01.01.2007 wurde der Steuersatz grundsätzlich auf 3,5% erhöht, wobei 

seit 01.09.2006 die Bundesländer den Steuersatz selbst festlegen dürfen 

[Art. 105 Abs. 2a GG]. Die Steuersätze betragen nun zwischen 3,5% und 

5% [Jarass 2011].  

Das jährliche Gesamtaufkommen der Grunderwerbsteuer betrug von 

2000 bis 2005 knapp 5 Mrd. €, stieg dann in 2007 mit der Steuersatzer-

höhung von 2% auf 3,5% von rund 5 Mrd. € auf rund 7 Mrd. € und fiel in 
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den Jahren 2009 und 2010 wieder auf knapp 5 Mrd. € (vgl. Abb. 3.1a). 

Von Januar bis Mai 2011 stieg das Aufkommen um rund 25%. 

3.1.4 Erbschaftsteuer 

"Als steuerpflichtiger Erwerb gilt die Bereicherung des Erwerbers", näm-

lich eines Empfängers eines Erbes oder einer Schenkung, "soweit sie 

nicht steuerfrei ist" [§ 10 ErbStG].  

Die Erbschaftsteuer wurde Ende 2006 vom Bundesverfassungsgericht 

wegen der damals ungleichmäßigen Bewertung als mit dem Grundgesetz 

unvereinbar erklärt. "Denn sie knüpft an Werte an, deren Ermittlung bei 

wesentlichen Gruppen von Vermögensgegenständen (Betriebsvermögen, 

Grundvermögen, Anteilen an Kapitalgesellschaften und land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieben) den Anforderungen des Gleichheitsgrundsatzes 

nicht genügt." [BVerfG Erbschaftsteuer 2006]. Daraufhin wurde das Gesetz 

ab 2009 geändert: 

 Für Erbschaften wird der "gemeine Wert" zu Grunde gelegt [§§ 151, 

157 BewG]: "Der gemeine Wert wird durch den Preis bestimmt, der im 

gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit des Wirt-

schaftsguts bei einer Veräußerung zu erzielen wäre." [§ 9 BewG]. 

 Steuerfrei, "steuerbegünstigt" oder "verschont" ist durch die Erb-

schaftsteuerreform nahezu alles, was im weiteren Sinne als Betriebs-

vermögen deklariert werden kann [§§ 13a, 13b ErbStG]. 

Die Steuersätze werden nach 3 Steuerklassen erhoben [§§ 15, 16, 19 

ErbStG]: Nahe Verwandte wie Ehegatten und Kinder bezahlen deutlich 

ermäßigte Sätze von 7% bis maximal 30% ab 26 Mio. € Erbschaft, sons-

tige Verwandte bezahlen ermäßigte Sätze von 15% bis 43%, übrige Er-

berwerber bezahlen 30% bis 50%. Hohe Freibeträge haben v.a. Ehegatten 

und Kinder, bei denen die eigengenutzte Immobilie [§ 13 Abs. 1 Nr. 4a-4c 

ErbStG] und zusätzlich 500.000 € bei Ehegatten und 400.000 € bei Kin-

dern steuerfrei sind [§ 16 ErbStG], sonstige Verwandte und übrige Erwer-

ber haben nur 20.000 € Freibetrag. 
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Beispiel: Bei einem steuerpflichtigen Erwerb von 300.000 € (nach Abzug 

der Freibeträge) bezahlen Kinder und nahe Verwandte 11% Erbschaftsteu-

er, sonstige Verwandte 20%, übrige Erwerber 30%.  

Gemäß der im Juni 2011 erschienenen aktuellen Erbschaft- und Schen-

kungsteuerstatistik waren 2009 Erbschaften und Schenkungen von insge-

samt 28,6 Mrd. € steuerpflichtig mit einem Aufkommen von 4,3 Mrd. € 

[Erbschaftsteuerstatistik 2009, S. 17, Tab. 1.2]. Davon entfiel auf rund 600 

Fälle, die einen Wert von jeweils mehr als 5 Mio. € hatten, ein Steuerauf-

kommen von knapp 0,6 Mrd. €. 

Der Höchstsatz von 50% wurde 2009 nur in weniger als 5 Fällen für ins-

gesamt nur rund 68 Mio. € Erbschaften mit einem Steueraufkommen von 

nur rund 34 Mio. € bezahlt [Erbschaftsteuerstatistik 2009, Tab. 2.1.1: 

68=(130-388*30%) /(50%-30%)]; das sind weniger als ein Hunderdstel des 

Gesamtaufkommens der Erbschaftsteuer in 2010 von gut 4 Mrd. €. 

Offizielle Angaben zum tatsächlich vererbten Vermögen gibt es nicht, 

nur zum Vermögen der privaten Haushalte in Deutschland, das rund 

8.500 Mrd. € in 2007 betrug (vgl. Tab. 3.1). Geht man davon aus, dass das 

Vermögen alle 40 Jahre vererbt wird, so ergibt sich ein jährliches Erbe 

von über 200 Mrd. €. 4 Mrd. Erbschaftsteueraufkommen bedeuten dann 

knapp 2% tatsächlich bezahlter Erbschaftsteuersatz.  

3.1.5 Tatsächlich bezahlte vermögenbezogene Steuern 

Abb. 3.1a zeigt das Steueraufkommen durch vermögenbezogene Besteue-

rung, das in 2010 gut 20 Mrd. € betrug . Die weißen bzw. schwarzen 

Bänder zwischen den Kurven geben jeweils das Aufkommen der benann-

ten Steuern an; der Maßstab ist vergrößert gegenüber Abb. 2.5 und 2.6; 

zur Berechnung vgl. Kasten 2.1. 
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Abb. 3.1 : Tatsächlich bezahlte vermögenbezogene Steuern auf 

Unternehmens- & Vermögenseinkommen 1970-2015 

a) Vermögenbezogene Steuern  
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b) Belastung vermögenbezogene Steuern  
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Quellen: [BMF 2011c; VGR 2010; IMK 2011].  
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Die unterste Linie gibt das Vermögensteueraufkommen an; sie bricht in 

1997 steil nach unten ab, weil die Vermögensteuer seit 1997 ausgesetzt 

ist (vgl. Kap. 3.1.1). Die Linie darüber gibt kumulativ das Grundsteuerauf-

kommen an, das durch starke Erhöhungen seit 1997 das Vermögensteuer-

aufkommen teilweise ersetzt hat. Darüber liegt das Aufkommen der 

Grunderwerbsteuer, mit rund 5 Mrd. € in 2010 höher als das Aufkommen 

der Erbschaftsteuer von 4 Mrd. €. 

Das Steueraufkommen durch vermögenbezogene Besteuerung von gut 20 

Mrd. € beträgt nur knapp 1% des deutschen Bruttoinlandsprodukts, nur 

rund ein Drittel des EU27-Durchschnitts von 2,6% [EU 2011b, S. 346, Tab. 

65]. Bezogen auf das Nettovermögen der privaten Haushalte in Deutsch-

land von knapp 8.500 Mrd. € in 2007 (vgl. Tab. 3.1) entsprach dies einer 

tatsächlich im Durchschnitt bezahlten prozentualen Steuerbelastung aller 

Vermögenswerte von nur knapp 0,3%.  

Abb. 3.1b zeigt die tatsächlich bezahlte Belastung von Unternehmens- & 

Vermögenseinkommen durch vermögenbezogene Besteuerung als Pro-

zentsatz der im Bezugsjahr erzielten Unternehmens- & Vermögensein-

kommen: 

 Der Anstieg von 1991 bis etwa 1996 resultiert aus der massiven Erhö-

hung des Grundsteueraufkommens von 4,5 Mrd. € auf 7,5 Mrd. € und 

des Grunderwerbsteueraufkommens von 4,5 Mrd. € auf 7,5 Mrd. €.  

(Das Grundsteueraufkommen stieg massiv an, weil durch die statistische Be-

rücksichtigung Ostdeutschlands die ostdeutsche Grundsteuer hinzu kam ohne 

nennenswerte Erhöhung der Unternehmens- & Vermögenseinkommen; zu-

dem wurden in Westdeutschland die lokalen Hebesätze der Grundsteuer deut-

lich erhöht. Das Grunderwerbsteueraufkommen stieg an wegen der erhebli-

chen zusätzlichen Grundstücksumsätze in Ostdeutschland zu Beginn der 

Wiedervereinigung.)  

 In 1997 fällt die Belastung schlagartig ab wegen der Aussetzung der 

Vermögensteuer. Die Belastung ist seitdem weiter stetig auf rund 3% 

in 2010 gesunken, ein weiteres Absinken wird prognostiziert. 

 In 2009 macht die Belastung einen kurzfristigen Sprung nach oben. 

Woher kommt dieser Sprung? Die Unternehmens- & Vermögensein-
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kommen – die den Nenner der Belastung bilden – sind von 648 Mrd. € 

in 2008 kurzfristig stark auf 566 Mrd. € in 2009 zurückgegangen und 

in 2010 wieder auf 646 Mrd. € angestiegen, das vermögenbezogene 

Steueraufkommen hingegen hat sich nur wenig verändert. Daraus re-

sultiert die Zacke in 2009/10. 

3.2 Erforderliche Reformmaßnahmen 

bei den vermögenbezogenen Steuern 

Bei den einkommenbezogenen Steuerarten (vgl. Kap. 2), aber auch bei den 

vermögenbezogenen Steuerarten (Ausnahme: Grundsteuer) werden derzeit 

in Deutschland grundsätzlich nur tatsächlich zugeflossene Erträge und 

realisierte Wertsteigerungen besteuert. Dauerhaft unbesteuert bleiben 

Wertsteigerungen, soweit sie nicht durch Verkauf oder nach Ablauf von 

Haltefristen realisiert werden. Mit anderen Worten: Produktiv investiertes 

Kapital wird zumindest nominal steuerlich stark belastet, unproduktives 

Kapital bleibt – wenn die Haltefristen eingehalten werden – selbst nomi-

nal weitgehend unbelastet.  

Große Vermögen bleiben insbesondere dann gänzlich von Steuern unbe-

lastet, wenn sie kein laufendes Einkommen erwirtschaften (häufig also, 

wenn der Eigentümer wirtschaftlich nicht aktiv ist), da die Vermögensteuer 

seit 1997 nicht mehr erhoben wird. 

Wie die folgenden Ausführungen zeigen werden, ist eine Reform der 

vermögenbezogenen Steuern aus Gründen der Gleichmäßigkeit der Be-

steuerung notwendig und verfassungsrechtlich geboten. Im Folgenden 

werden mögliche Reformmaßnahmen zur vermögenbezogenen Besteue-

rung dargestellt. 
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3.2.1 Verfassungskonforme Wiederinkraftsetzung 

der Vermögensteuer 

Die Erhebung der Vermögensteuer, die seit 1997 ausgesetzt ist, sollte 

unter Berücksichtigung der seit 1995 ergangenen Entscheidungen des 

Bundesverfassungsgerichts wieder ermöglicht werden [u.a. BVerfG Ver-

mögensteuer 1995, BVerfG Erbschaftsteuer 2006]: 

 Eine Neufassung des Vermögensteuergesetzes sollte den erzielbaren 

Ertrag auf der Basis des aktuellen Verkehrswerts aller unterschiedli-

chen Vermögensbestandteile besteuern und dabei gemäß [BVerfG 

Vermögensteuer 1995] auf den möglichen, nicht auf den tatsächlich er-

zielten Ertrag erhoben werden (´Sollertragsteuer´).  

 Steuerpflichtig sollten Natürliche und Juristische Personen mit Sitz in 

Deutschland sein.  

 Ein Vermögensteuersatz von z.B. 1% entspräche bei einem typischen 

Vermögens-Sollertrag von 4% pro Jahr einem Steuersatz von 25% auf 

den erzielbaren Ertrag.  

 Die bezahlte Vermögensteuer sollte zur Vermeidung einer übermäßi-

gen Besteuerung ganz oder in Teilen auf die dem entsprechenden 

Vermögensteil zurechenbare Einkommensteuerschuld angerechnet 

werden. 

(1) Bewertung nach aktuellen Verkehrswerten 

Die angeblich so schwierige und kostenträchtige Bewertungsfrage zu 

Marktpreisen stellt sich bei Geld- und Aktienvermögen ohnehin nicht. 

Für Immobilien liegen katasterscharf Bodenrichtwerte vor, Gebäude-

richtwerte nach Baujahr und Ausstattung existieren ebenfalls, so dass auf 

dieser Grundlage die Eigentümer eine Selbsteinschätzung vornehmen 

können. Bei üblichen Bewertungsabschlägen von z.B. 20% bis 30% zur 

Berücksichtigung von Schätzungenauigkeiten ist, wie in anderen Ländern 

üblich, ein verwaltungs- und streitarmes Bewertungsverfahren möglich, 

vgl. Kasten 3.1. 
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Kasten 3.1 :  Bewertung zu Verkehrswerten 

verwaltungsarm möglich 

Probleme bei der Erhebung der Vermögensteuer resultierten wesentlich aus 

der damals gesetzlich vorgesehenen willkürlichen Bewertung einzelner 

Vermögensbestandteile. Bei der vom Bundesverfassungsgericht geforderten 

strikt an Marktwerten orientierten Bewertung (so wie in den USA oder UK 

üblich) können derartige Probleme vermieden werden. Die Vermögensteuer 

könnte, wie im Ausland auch bei der Grundsteuer üblich, durch eine stich-

probenartig überprüfbare Selbsteinschätzung nach Richtwerten erfolgen.  

Eine Vermögensteuer als Steuer auf erzielbares Vermögen (Sollertragsteu-

er) belastet Realkapital, wie Immobilien und Betriebsvermögen, als auch Fi-

nanzkapital, wie Aktien und Geldvermögen.  

Immobilien und Betriebsvermögen sind der Art nach bekannt, soweit sie in 

Deutschland liegen. Finanzanlagen, soweit sie in Deutschland verwaltet 

werden, sind grundsätzlich bekannt (Probleme: deutsches Bankgeheimnis 

und seit 2008 Abgeltungssteuer, vgl. Kap. 2.2.6(1)). Soweit das Realkapital 

im Ausland liegt bzw. das Finanzkapital im Ausland verwaltet wird, bedarf 

es einer Kombination aus Maßnahmen zur systematischen Steuervermei-

dung, die übrigens ohne internationale Harmonisierung möglich sind (vgl. 

Kap. 2.2.1(4)) und strikter Strafen des Steuerstrafrechts (vgl. Kap. 2.2.6(2)), 

um eine Benachteiligung der Kapitalverwaltung in Deutschland und generell 

eine Benachteiligung der Steuerehrlichen zu vermeiden.  

(a) Bewertung von Immobilien 

Die in Deutschland gelegenen Immobilien sind bekannt. Das für die Erb-

schaftsteuer verwendete verwaltungsarme Bewertungsverfahren einer ange-

messenen Typisierung und Pauschalisierung könnte auch für die Vermögen-

steuer genutzt werden. Auch für die Grundsteuer müssen und sollen in Zu-

kunft einheitliche Werte zu Grunde gelegt werden (vgl. Kap. 3.2.2). 

Ein pauschalisiertes Verfahren, z.B. Grundstücksbewertung aus der Richt-

wertekarte zzgl. dem Wohn/Nutzflächenverfahren, wie es in den Fachgut-

achten zur Reform der Grundsteuer vorgeschlagen wurde, könnte im Rah-

men der Selbstveranlagung eingeführt werden. Zur Bestimmung des Steuer-

werts wird vom typisierend und pauschalisierend geschätzten Verkehrswert 

z.B. 20% als Bewertungsabschlag abgezogen; damit dürfte in fast allen Fäl-

len diese Schätzung unterhalb des tatsächlichen Verkehrswerts liegen und so 

eine verwaltungsarme Steuererhebung ermöglichen. Natürlich steht es dann 

dem Steuerpflichtigen frei, im Einzelfall einen noch niedrigeren Verkehrs-

wert gutachtlich nachzuweisen. 
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Eine Überprüfung könnte stichprobenartig in den folgenden Jahren erfolgen. 

So machen es andere Länder und so könnte es zukünftig bei der Vermögen-

steuer und auch bei der Grundsteuer funktionieren. 

(b) Bewertung von Betriebsvermögen 

Das in Deutschland liegende Betriebsvermögen ist bekannt, sein Wert ergibt 

sich aus einer korrekt an der Realität orientierten Bilanz, wie sie im Prinzip 

die seit 2005 in der EU vorgeschriebenen IFRS-Bilanzierungsregeln vorse-

hen. Handels- und Steuerbilanzen auf der Basis des deutschen Handelsge-

setzbuches sind wegen der dort möglichen sehr großen Bewertungsspielräu-

me nicht mehr zeitgemäß.  

(c) Bewertung von Finanzvermögen und Unternehmensbeteiligungen 

Größere Finanzvermögen (Geldvermögen, Aktien etc.) werfen keine Bewer-

tungsprobleme auf. Nur bei nicht an der Börse gehandelten Unternehmens-

beteiligungen können Bewertungsprobleme auftreten, die aber in vielen Fäl-

len durch angemessene Bewertungsabschläge streitarm gelöst werden kön-

nen. 

Quelle: nach [Besteuerung 2002, S. 142ff., Kasten 7]. 

Wie bei der Grund- und Erbschaftsteuer würde auch bei der Vermögen-

steuer eine Steuervermeidung, etwa durch Wegzug von sehr Wohlhaben-

den ins Ausland, wenig wirksam, wenn diese Steuer zumindest im Be-

reich von Immobilien als Objektsteuer ausgestaltet würde, weil dann das 

Objekt wie im Grundbuch eingetragen und nicht, wie derzeit in Deutsch-

land, der Eigentümer steuerpflichtig wäre. Das deutsche Steuersystem 

würde so einfacher und gerechter. 

Zur Vermeidung einer übermäßigen Besteuerung sollte die bezahlte 

Vermögensteuer ganz oder in Teilen auf die dem entsprechenden Vermö-

gensteil zurechenbare Einkommensteuerschuld angerechnet werden. 

Durch die Vermögensteuer wären erhebliche Steuermehreinnahmen zu 

erzielen, ohne das Erwirtschaften von Einkommen nennenswert zu be-

lasten. In dem Aufruf der ´Initiative für die Wiedereinführung der Ver-

mögensteuer´ heißt es hierzu [Vermögensteuer 2011a]: "Eine Steuer von 

einem Prozent auf das Nettovermögen (nach Abzug von Schulden) oberhalb 

eines Freibetrags von 500.000 Euro für einen Familienhaushalt würde 
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etwa 20 Milliarden Euro im Jahr einbringen." Andere Abschätzungen 

kommen zu ähnlichen Größenordnungen [Bach/Bartholmai 2002, Blum-

tritt/Eicker-Wolf/Truger 2007]. Letztlich hängt das Aufkommen stark von 

der Ausgestaltung ab, insbesondere von den vorgesehenen Freibeträgen 

und der Beschränkung der Möglichkeiten, die Steuer z.B. durch Wohn-

sitzverlagerung oder ausländische Vermögensverwaltung (häufig ganz 

legal) zu vermeiden.  

Erforderliche Maßnahmen: 

Vermögensteuer auf alle größeren Vermögen erheben, 

und zwar auf deren Verkehrswerte. 

(2) Einführung einer Bundes-Immobiliensteuer? 

Ein erheblicher Teil aller, vor allem der größeren in Deutschland gelege-

nen Vermögen, liegen als private oder gewerbliche Immobilien fest. 

Rund die Hälfte der Vermögen privater Haushalte besteht aus Immobi-

lienvermögen (vgl. Tab. 3.1, Z. 1), das fast ausschließlich in Deutschland 

liegt.  

Dieses in Deutschland gelegene Immobilienvermögen könnte zusätzlich 

zur kommunalen Grundsteuer durch eine Immobiliensteuer besteuert 

werden, die vom Bund oder vom jeweiligen Land erhoben wird und, im 

Gegensatz zur Grundsteuer, nicht im Rahmen der Nebenkostenabrech-

nung auf den Mieter überwälzbar ist. Allerdings würde dadurch der 

Druck auf die Vermieter steigen, die Kaltmiete, soweit gesetzlich zuläs-

sig, zu erhöhen. Dies gilt aber letztlich auch bei einer Wiederinkraftset-

zung der Vermögensteuer.   

Die Steuer sollte unabhängig vom Wohn- bzw. Steuersitz des Eigentü-

mers auf den Verkehrswert der Immobilie, im Gegensatz zur Grundsteuer 

unter Berücksichtigung der Schulden erhoben werden mit einer dingli-

chen Haftung der Immobilie wie bei der Grundsteuer [§ 12 GrStG]. Damit 

wäre die Immobiliensteuer wie die Grundsteuer weitgehend vermei-
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dungs- und umgehungsresistent im Gegensatz zur Besteuerung von Geld- 

und Wertpapiervermögen durch die Einkommensteuer bzw. eine zukünf-

tig wieder in Kraft gesetzte Vermögensteuer.  

Die Steuer könnte verwaltungsarm durch eine automatisierte Kombinati-

on von Bodenrichtwerten und Angaben des Eigentümers zu Bruttoflächen 

und Nutzungsart erfolgen, mit stichprobenartiger Überprüfung durch die 

Steuerbehörden. 

Eine Immobiliensteuer könnte in jedem Fall eine Vermögensteuer gut 

ergänzen, weil dann statt Vermögensteuer auf in Deutschland gelegenen 

Immobilien eine Bundes-Immobiliensteuer erhoben werden könnte. Die 

Vermögensteuer würde dann also alle in Deutschland liegenden Immobi-

lien von einer Besteuerung ausnehmen. Alternativ könnten geleistete 

Zahlungen für die Bundes-Immobiliensteuer bei der Vermögensteuer-

schuld angerechnet werden. 

In jedem Fall sollte die bezahlte Bundes-Immobiliensteuer zur Vermei-

dung einer übermäßigen Besteuerung ganz oder in Teilen auf die der 

Immobilie zurechenbare Einkommensteuerschuld angerechnet werden. 

Eine verfassungs- und europarechtskonforme Ausgestaltung einer Bun-

des-Immobiliensteuer, Freibeträge etc. sind weiteren Untersuchungen 

vorbehalten (vgl. Kap. 5).  

Erforderliche Maßnahme: 

Zusätzlich zur kommunalen Grundsteuer eine Bundes-

Immobiliensteuer als Teil der Vermögensteuer einführen, 

die nicht auf die Mieter überwälzbar ist. 

(3) Vermögensabgabe verfassungsrechtlich zulässig? 

Es wird zur Zeit eine Vermögensabgabe diskutiert zur Abtragung der 

Staatsschulden [Bach/Beznoska/Steiner 2010, Bach 2011a]. Es erscheint 

fraglich, ob das Bundesverfassungsgericht einen für ein relevantes Auf-

kommen erforderlichen massiven Eingriff in die Substanz von Vermögen 
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durch eine Vermögensabgabe für zulässig halten kann, wenn nicht wie 

bei der Lastenausgleichsabgabe vor 60 Jahren eine – jedenfalls aus Sicht 

der Abgabenzahler – schicksalsmäßige Ungleichbehandlung, damals eben 

von Westdeutschen und von Vertriebenen, vorausgegangen ist [BVerfG 

Vermögensteuer 1995, C.II.3d; siehe aber Sauer 2006]. 

3.2.2 Verfassungskonforme Reform der Grundsteuer 

Das Bundesverfassungsgericht hat, wie erläutert, 1995 in seiner Ent-

scheidung zur Vermögensteuer die ungleiche Bewertung von Immobilien 

einerseits und von Barvermögen, Wertpapieren etc. andererseits für ver-

fassungswidrig erklärt [BVerfG Vermögensteuer 1995]. In seiner Entschei-

dung zur Erbschaftsteuer von 2006 sah das Bundesverfassungsgericht 

darüber hinaus in der ungleichmäßigen Bewertung unterschiedlicher Im-

mobilien einen Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz, da die verwen-

deten Einheitswerte bei ähnlichen Verkehrswerten sehr unterschiedlich 

waren [BVerfG Erbschaftsteuer 2006].  

Die Erbschaftsteuer wurde mittlerweile entsprechend reformiert, gleich-

zeitig aber neue Ungleichheiten in Form von Befreiungen, Verschonun-

gen und Begünstigungen geschaffen (vgl. Kap. 3.2.4). Die Grundsteuer 

hingegen wird weiterhin nicht nach Marktwerten, sondern auf der Basis 

von gänzlich veralteten Einheitswerten erhoben (vgl. Kap. 3.1.2). Die Be-

wertungsverfahren bei der Grundsteuer widersprechen eklatant den vom 

Bundesverfassungsgericht 2007 aufgestellten Grundprinzipien bei der 

Erbschaftsteuer: Demnach ist strikt eine Bewertung zu Verkehrswerten 

bzw. Marktpreisen vorzunehmen, bevor irgendwelche Vergünstigungen 

berücksichtigt werden. 

Das weitere Unterbleiben einer allgemeinen Neubewertung des Grund-

vermögens für die Grundsteuer entspricht auch nach einer Entscheidung 

des Bundesfinanzhofs vom 30.06.2010 nicht den verfassungsrechtlichen 

Anforderungen [BFH Grundsteuer 2010, Abs. 20].  
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Eine Reform der Grundsteuer auf der Basis von Marktwerten statt von 

ungleichmäßigen Einheitswerten ist dringlich! Die dazu laufenden Re-

formarbeiten sollten beschleunigt vorangetrieben werden. 

Zu dieser Neubewertung gibt es verschiedene Vorschläge: 

(1) Verkehrswert: Automationsgestützte Bewertung möglichst nah am 

Verkehrswert des Grundstücks [Grundsteuerreform 2010]. Vorschlag der 

Nordländer Berlin, Bremen, Niedersachsen, Sachsen und Schleswig-

Holstein . 

(2) Pauschalwert: Grundsteuer künftig nur noch auf Basis von Grund-

stücks- und Gebäudeflächen; keine Ermittlung von Grundstückswerten. 

Vorschlag der Südländer Hessen, Bayern und Baden-Württemberg. 

(3) Mischwert: wertorientierte Bodenkomponente (Fläche * Bodenricht-

wert * 0,5 v.T.) plus flächenabhängiger Gebäudeteil (Bruttogrundfläche * 

0,20 €/m
2
 bei Wohngrundstücken, sonst 0,40 €/m

2
) [Grundsteuerreform 2011a]. 

Vorschlag des Landes Thüringen. 

Die Länder-Finanzministerkonferenz will bis Ende 2011 eine Verprobung 

der unterschiedlichen Vorschläge erarbeiten, was nicht möglich sein 

wird: "Bei der Verprobung der Grundsteuerreformmodelle gibt es eine 

unerfreuliche Entwicklung. Demnach wird es nicht möglich sein, der 

Finanzministerkonferenz bis Ende 2011 die Verprobungsergebnisse vor-

zulegen. Für die Datenweitergabe durch die Länderfinanzbehörden an das 

Statistische Bundesamt fehlt es gegenwärtig an einer Rechtsgrundlage. 

Um eine Verletzung des Steuergeheimnisses auszuschließen, muss daher 

zunächst eine Rechtsgrundlage im Steuerstatistikgesetz geschaffen wer-

den." [Grundsteuerreform 2011b] 

Erforderliche Maßnahme: 

Kommunale Grundsteuer auf Verkehrswerte erheben. 
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3.2.3 Alle Immobilienverkäufe der 

Grunderwerbsteuer unterwerfen 

Die Grunderwerbsteuer wird im Regelfall nach vereinbarten Kaufprei-

sen erhoben, ein Bewertungsproblem könnte sich nur bei Eigentumsüber-

tragungen ohne vereinbartem Kaufpreis stellen, z.B. bei Übertragungen 

innerhalb eines Konzerns. Aber: Privatleute und kleine Unternehmen 

bezahlen immer Grunderwerbsteuer bei Grundstücksübertragungen, in-

ternationale Konzerne hingegen bezahlen – ganz legal – nur selten [Jarass 

2011]: Zum einen gibt das geltende Grunderwerbsteuerrecht bei Konzer-

numstrukturierungen eine Vielzahl von Befreiungen. Zum andern können 

Konzerne durch geeignete Gestaltungen Grunderwerbsteuer vermeiden, 

indem sie z.B. das formale Eigentum an deutschen Immobilien an Toch-

tergesellschaften von in ihrem Eigentum stehenden internationalen Ver-

mögensverwaltungsgesellschaften mit Sitz im Ausland übertragen und 

später nicht die Grundstücke, sondern die Tochtergesellschaft über aus-

ländische Zwischenholdings verkaufen. 

Dies ist eine Diskriminierung für in Deutschland ansässige Konzernge-

sellschaften und Vermögensverwaltungen, die diese Schlupflöcher bei 

Weitem nicht so leicht und risikolos nutzen können. Hier besteht erhebli-

cher Untersuchungs- und Reformbedarf (vgl. Kap. 5).  

Erforderliche Maßnahme: 

Alle Immobilienverkäufe der Grunderwerbsteuer unterwerfen.  

3.2.4 Erbschaftsteuer auf alle Erbschaftsbestandteile erheben 

Die immer wieder vorgetragene Behauptung, die Erbschaftsteuer gefähr-

de den Fortbestand mittelständischer Familienunternehmen, konnte durch 

die Wirtschaftsverbände durch keinen einzigen Fall belegt werden, vgl. 

Kasten 3.2. Und trotzdem führte die damalige schwarz-rote Regierung 

2008 eine weitgehende Erbschaftsteuerbefreiung von Firmenvermögen 

ein (vgl. Kap. 3.1.4)! 
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Kasten 3.2 :  Keine Belege für eine Gefährdung von 

Unternehmen durch eine Erbschaftsteuer 

Die hohe Erbschaftsteuer sei ein Jobkiller, gefährde den Fortbestand hunder-

ter von Familienbetrieben, besonders im Mittelstand. So zogen die Ver-

bandssprecher jahrelang durch die Lande. Ludwig Georg Braun, DIHK Prä-

sident: "Ohne Zweifel ist es wichtig, dass das Erbschaftsteuerrecht moderni-

siert wird, um Arbeitsplätze in unserem Land zu erhalten." Hanns-Eberhard 

Schleyer, Generalsekretär Zentralverband Deutsches Handwerk: "Es ist ge-

rade für die kleinen und mittleren Handwerksbetriebe oft ein finanzielles 

Problem, für den Übernehmer, diese Erbschaftsteuerschuld dann auch tat-

sächlich leisten zu können." Ludolf von Wartenberg, BDI-Hauptgeschäfts-

führer: "Ich habe das gehört, dass es Fälle gegeben hat, wo dann im Endef-

fekt die finanziellen Mittel nicht ausgereicht haben, die Erbschaftsteuer zu 

bezahlen." 

Aber konnten Erben tatsächlich das Geld nicht aufbringen, mussten kleine 

und mittlere Betriebe dicht machen? Die Lobbyisten wurden befragt: "Ken-

nen Sie denn Beispiele, wo Unternehmen in Schwierigkeiten geraten sind?" 

Ludwig Georg Braun, DIHK Präsident: "Ich persönlich vielleicht, ich per-

sönlich nicht, aber ich könnte Ihnen viele Betriebsberater des Handwerks 

nennen, die Ihnen auch konkrete Fälle nennen können." Hanns-Eberhard 

Schleyer, Generalsekretär Zentralverband Deutsches Handwerk: "Es hat kei-

nen Fall einer Insolvenz gegeben." Ludolf von Wartenberg, BDI-

Hauptgeschäftsführer: "Man wird schlecht sagen können, alleine wegen der 

Erbschaftsteuer, das glaube ich auch nicht."  

Im Bundesfinanzministerium haben die Beamten die Argumente geprüft. Sie 

haben die Wirtschaftsverbände nach Beispielen gefragt, sie haben in den 

Statistiken gesucht, sie haben in allen Bundesländern nachgeforscht. Gefun-

den haben sie nichts. Die immer wieder vorgetragene Behauptung, die Erb-

schaftsteuer gefährde den Fortbestand mittelständischer Familienunterneh-

men, ist bisher durch keinen konkreten Fall belegt.  

Quelle: [Jarass/Obermair 2006, S. 81]. 

http://www.mv-buchshop.de/catalog/product_info.php?products_id=604
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(1) Betriebsvermögen und als solches deklariertes Privatver-

mögen sind derzeit überwiegend erbschaftsteuerfrei 

Steuerfrei, "steuerbegünstigt" oder "verschont" ist durch die Gesetzesän-

derungen seit 2009 nahezu alles, was im weiteren Sinne als Betriebsver-

mögen deklariert werden kann [§ 13a, 13b ErbStG].  

Betriebsvermögen und wesentliche Anteile an Kapitalgesellschaften wer-

den grundsätzlich nur zu 15% ihres Werts der Erbschaft- und Schenkung-

steuer unterworfen, soweit die Lohnsumme in den folgenden 5 Jahren 

durchschnittlich mindestens vier Fünftel der Ausgangslohnsumme beträgt 

und die Firma von den Erben mindestens 5 Jahre erhalten wird [§ 13a Abs. 

1 i.V.m. § 13b Abs. 4 ErbStG]. Begünstigt ist auch nicht betriebsnotwendi-

ges so genanntes Verwaltungsvermögen, soweit es nicht mehr als die 

Hälfte des Betriebsvermögens ausmacht, z.B. Bargeld, Festgeld, Wertpa-

piere, nicht betriebsnotwendige, insbesondere auch an Dritte vermietete 

Immobilien, Beteiligungen von weniger als ein Viertel an Kapitalgesell-

schaften etc. [§ 13b Abs. 2 ErbStG]. 

Im Ergebnis kann ein Erblasser sein Erbe in eine Firma packen und spart 

dadurch einen Großteil der Erbschaftsteuer. Hat die Firma weniger als 20 

Beschäftigte, müssen auch keine Lohnsummen berücksichtigt werden.  

Beispiele: Eine Firma hat einen Wert von 5 Mio. €. Der Erblasser über-

trägt auf die Firma Geld, Wertpapiere, Unternehmensbeteiligungen und 

Immobilienvermögen in Höhe von 5 Mio. € und schenkt nach 2 Jahren 

die Firma im Wert von nun 10 Mio. € seinem Sohn. Der Beschenkte muss 

nun 1,5 Mio. € als Schenkung versteuern, abzüglich eines Freibetrags von 

0,4 Mio. € also 1,1 Mio. €. Hierauf müssen nun 19% Erbschaftsteuer 

bezahlt werden, also rund 0,2 Mio. € auf ein Gesamterbe von 10 Mio. €, 

was einem Steuersatz von 2% entspricht. 

Zum Vergleich: Auf sein Gehalt als angestellter Mitarbeiter in der Firma 

des Vaters muss der Sohn durchschnittlich fast 50% Steuer- & Sozialab-

gaben bezahlen (vgl. Abb. 2.2). 



3  Vermögenbezogene Besteuerung 85 

 

Verpflichtet sich der Beschenkte oder der Erbe, die Lohnsumme über 7 

Jahre durchschnittlich konstant zu halten und die Firma mindestens 7 

Jahre zu behalten, ist das gesamte Erbe steuerfrei, allerdings darf in die-

sem Fall das nicht betriebsnotwendige Verwaltungsvermögen nur ein 

Zehntel betragen, die Umwidmung von privatem Geld- und Immobilien-

vermögen in Betriebsvermögen aus erbschaftsteuerlichen Gründen ist 

hier also viel schwieriger. Hat die Firma weniger als 20 Beschäftigte, 

müssen keinerlei Lohnsummen berücksichtigt werden. Im Ergebnis sind 

alle Firmen mit weniger als 20 Mitarbeitern ganz erbschaftsteuerfrei, 

soweit das Betriebsvermögen mindestens 7 Jahre gehalten wird. 

(2) Erbschaftsteuer auf alle (größeren?) Erbschaften 

ohne Ausnahmen erheben 

Die überwiegende Steuerfreistellung von Betriebsvermögen und als sol-

ches deklariertes Privatvermögen ist nicht erforderlich zum Zwecke der 

Betriebsfortführung, längerfristige Stundungsmöglichkeiten wären im 

Einzelfall zur Betriebserhaltung völlig ausreichend. Damit würde die 

Belastung durch Erbschaftsteuer bei Nachweis einer Existenzgefährung 

in spätere Perioden verlegt und im Einzelfall ganz erlassen; dies erlaubt 

übrigens damals wie heute die geltende Rechtslage. 

Die vielen Sondervorschriften bei der Erbschaftsbesteuerung sind unnötig 

und führen zu einer enormen Verkomplizierung des Steuerrechts. Eine 

zukünftige Erbschaftsteuer könnte etwa wie folgt sinnvoll gestaltet wer-

den: 

 Das vererbte oder geschenkte Vermögen sollte mit Marktpreisen be-

wertet werden, so wie es das Bundesverfassungsgericht in seinem Ur-

teil vorgeschrieben hat [BVerfG Erbschaftsteuer 2006] und es seit 2009 

weitgehend umgesetzt wurde [§ 151 i.V.m. § 9 BewG; Kap. 3.1.4 dieses 

Berichts].  

 Alle Erbschaften und Schenkungen sollten unabhängig von der Nut-

zungsart, gleich ob privat oder betrieblich, Immobilien oder Wertpa-
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piere, der Besteuerung unterworfen werden. Die Erbschaftsteuersätze 

sollten moderat sein bei vielleicht 20% bis 30%.  

 Kleinere Erbschaften bis zu 100.000 € (das sind der Großteil der Erb-

schaften) könnten freigestellt werden, auf Erbschaften bis zu 500.000 € 

könnte ein ermäßigter Steuersatz erhoben werden.  

 Eine Abstufung der Steuersätze nach Verwandtschaftsgrad könnte 

insbesondere bei selbstgenutzten Immobilien sinnvoll erscheinen.  

Erforderliche Maßnahme: 

Erbschaftsteuer auf alle größeren Erbschaften 

und ohne Ausnahmen erheben. 

Das Erbschaftsteueraufkommen würde durch die Refomvorschläge deut-

lich größer als das derzeitige Aufkommen von 4 Mrd. € pro Jahr sein. 

Eine genauere Abschätzung erforderdert weitere Untersuchungen (vgl. 

Kap. 5).  

Durch einen angemessenen Zuschlag zur Vermögensteuer könnte die 

Erbschaftsteuer statt in einem großen Betrag von den Erben in vielen 

kleinen Beträgen vom derzeitigen Eigentümer als potenziellem Erblasser 

erhoben werden.  

Beispiel: Bei einer einmaligen Erbschaftsteuerbelastung von 25% könnte 

die Erbschaftsteuer mit jährlich 1% des Vermögens während 25 Jahren 

vorausbezahlt werden. Durch laufende Vorauszahlungen auf die Erb-

schaftsteuer würden Entscheidungen zur Betriebsnachfolge einfacher und 

die enormen Aufwendungen von Privaten und Unternehmen zur Vermin-

derung der Einmal-Steuer auf Erbschaften gegenstandslos [Jarass/Ober-

mair 2002, S. 146].  

Insbesondere der Wegzug von sehr Wohlhabenden ins Ausland zur Ver-

meidung der Erbschaftsbesteuerung würde bei einer Ausgestaltung als 

Objektsteuer (wie in Spanien realisiert) irrelevant, da dann das vererbte 

Objekt und nicht wie derzeit in Deutschland der Erbe steuerpflichtig wä-

re. Das deutsche Erbschaftsteuersystem würde so einfacher und gerech-

ter. 
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3.2.5 Finanztransaktionssteuer einführen 

Finanzinstitute und Finanzspekulanten haben eine Bankenkrise verur-

sacht, deren Kosten von den kleinen Leuten getragen werden sollen [Fi-

nanzmarktkrise 2011]. Eine Finanztransaktionssteuer könnte die Instabilität 

von Wechselkursen, Rohstoffpreisen und Aktienkursen mildern, und 

zwar sowohl ihre kurzfristige Volatilität als auch das Ausmaß der länger-

fristigen Trends nach oben und unten [Schulmeister 2009/2011]. Das Er-

tragspotenzial einer Finanztransaktionssteuer ist sehr hoch.  

Erforderliche Maßnahme: 

Finanztransaktionssteuer einführen. 

Ist eine Einführung einer Finanztransaktionssteuer auch national oder 

regional möglich? Wie kann eine Finanztransaktionssteuer effizient von 

einzelnen Wirtschaftsräumen eingeführt werden? Hierzu gibt es interes-

sante Ansätze einer Verknüpfung von Erhebung der Finanztransaktions-

steuer und steuerlicher Absetzbarkeit der gesamten Transaktionskosten, 

die näher untersucht werden sollten. 

Die Europäische Kommission hat Ende September 2011 konkrete Vor-

schläge für die Einführung einer Finanztransaktionssteuer vorgelegt [EU 

2011c]. 
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4 Verbrauchbezogene Besteuerung 

Verbrauchbezogene Steuern sind Mehrwertsteuer, Energie- und Strom-

steuern, KfZ-Steuern, Tabak- und Alkoholsteuern, Erträge aus dem Ver-

kauf von CO2-Zertifikaten etc.. Von diesen Steuern wird hier mit der 

Mehrwertsteuer nur die wichtigste und aufkommenstärkste Steuer näher 

betrachtet (vgl. Abb. 4.1).  

Zu einer detaillierten Darstellung zu Energie- und Umweltsteuern siehe 

[Meyer u.a. 2011]. 

4.1 Bestandsaufnahme der 

verbrauchbezogenen Besteuerung 

4.1.1 Mehrwertsteuer 

Die Mehrwertsteuer besteuert den Nettoverkaufspreis [§ 1 Abs. 1 UStG]. 

Mehrwertsteuerpflichtige Unternehmen erhalten die bezahlte Mehrwert-

steuer zurück [§ 15 Abs. 1 UStG]. Die Mehrwertsteuer belastet also fast 

ausschließlich den privaten Endverbraucher von Gütern und Diensleis-

tungen. 

Die Mehrwertsteuer wird standardmäßig mit 19% auf den Nettoverkaufs-

preis erhoben, Nahrungsmittel, Hotels, kulturelle Leistungen etc. werden 

nur mit 7% besteuert [§ 12 UStG], Gesundheitsleistungen, Zinszahlungen 

und ähnliches sind ganz steuerbefreit [§ 4 UStG].  

Die Mehrwertsteuer muss vom Lieferanten grundsätzlich an sein Finanz-

amt abgeführt werden, sobald er eine Rechnung an einen Kunden schickt. 

Dem Kunden wird, falls er ein mehrwertsteuerpflichtiges Unternehmen 

ist, die in Rechnung gestellte Mehrwertsteuer vom zuständigen Finanz-
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amt erstattet (´Vorsteuer´). Es ist dabei nicht erforderlich, dass der Kunde 

bereits irgendwelche Zahlungen an den Lieferanten geleistet hat.  

Privatkunden und nicht mehrwertsteuerpflichtige Institutionen bekommen 

die ihnen in Rechnung gestellte Mehrwertsteuer nicht zurück.  

(1) Mehrwertsteuersystem ist höchst kompliziert 

Das derzeitige Mehrwertsteuersystem bewirkt einen enormen Verwal-

tungsaufwand bei Steuerzahlern und bei der Finanzverwaltung. Ein Bei-

spiel: 

(a) Ein Lieferant stellt an seinen gewerblichen Kunden eine Rechnung 

über 1.000 € zzgl. 190 € (19%) MWSt. und muss diese 190 € an das Fi-

nanzamt überweisen, auch wenn er von seinem Kunden noch gar kein 

Geld erhalten hat. Der Kunde wiederum bekommt von seinem Finanzamt 

190 € MWSt. erstattet, unabhängig davon, ob er die Rechnung tatsächlich 

bezahlt hat. Das ist geltende deutsche Rechtslage [§ 15 Abs, 1 Nr. 1 S. 2 

UStG, basierend auf EU 2006]. 

(b) Nach einigen Monaten bezahlt der Kunde endlich, aber nur 800 €, 

weil nach seiner Meinung die Lieferung nicht komplett war. Der Liefe-

rant kann nun eine korrigierte Rechnung über 800 € zzgl. 152 € MWSt. 

ausstellen, das Finanzamt erstattet ihm die Mehrwertsteuerüberzahlung in 

Höhe von 38 € (=190€-152€). Der Kunde muss entsprechend von der be-

reits erhaltenen Mehrwertsteuererstattung (´Vorsteuer´) von 190 € nun 38 

€ an sein Finanzamt zurückzahlen. 

(c) Irgendwann einigen sich beide auf einen endgültigen Preis von 900 € 

zzgl. 171 € MWSt.. Der Lieferant muss nun eine neue korrigierte Rech-

nung über 900 € zzgl. 171 € MWSt. ausstellen und 19 € MWSt. an sein 

Finanzamt nachzahlen, der Kunde bekommt 19 € MWSt. (´Vorsteuer´) von 

seinem Finanzamt erstattet. 

(d) Der Kunde überweist die in der Einigung festgelegten 900 € abzüglich 

2% Skonto. Daraufhin muss der Lieferant eine korrigierte Mehrwertsteu-

ererklärung einreichen über 882 € zzgl. 167,58 € MWSt. und bekommt 



4  Verbrauchbezogene Besteuerung 90 

 

die Mehrwertsteuerüberzahlung in Höhe von 3,42 € (=190€-38€+19€-

167,58€) zurück, der Kunde muss entsprechend von der bereits erhaltenen 

Mehrwertsteuererstattung (´Vorsteuer´) von 171 € (=190€-38€+19€) nun 

3,42 € an sein Finanzamt zurückzahlen. 

Ergebnis: Der Lieferant hat mittlerweile für diese Lieferung vier Mehr-

wertsteuererklärungen abgegeben, der Kunde vier Vorsteuererklärungen. 

Das Finanzamt hatte acht Steuererklärungen zu verwalten, hat aber netto 

keinen Cent Mehrwertsteuer erhalten. Der EU-Wahnsinn hat Methode … 

(2) Mehrwertsteuerbetrug 

Das gegenwärtige Erhebungsmodell hat einen erheblichen Steuerausfall 

zur Folge, z.B. durch Mehrwertsteuerbetrug, Methoden zur Umgehung 

der Mehrwertsteuer (´Schwarzgeschäfte´), Insolvenzen oder Fehler der 

Steuerpflichtigen in der Mehrwertsteuererklärung [Umsatzsteuerbetrug 

2011]. Im Jahr 2009 betrug der Mehrwertsteuerausfall in den EU27-

Staaten insgesamt rund 120 Mrd. € oder 12% der gesamten Mehrwert-

steuerschuld [EU 2010a, S. 2]. Alleine durch Mehrwertsteuerbetrug und 

Insolvenzen gehen Deutschland weit über 5 Mrd. € pro Jahr an Steuer-

aufkommen verloren [Gebauer 2008].  

Ein Beispiel: Ein Lieferant stellt einem Kunden eine Rechnung aus, ohne 

die resultierende Mehrwertsteuer an das Finanzamt abzuführen. Der 

Kunde bekommt trotzdem die in der Rechnung ausgewiesene Mehrwert-

steuer von seinem Finanzamt zurück (´Vorsteuer´), auch ohne die Rech-

nung bezahlt zu haben.  

Wenn das Finanzamt dem Lieferanten z.B. bei einer Betriebsprüfung auf 

die Schliche kommt, ist er entweder verschwunden oder insolvent. Der 

Rechnungsempfänger war grundsätzlich berechtigt, die in der Rechnung 

ausgewiesene Mehrwertsteuer von seinem Finanzamt zurückzufordern. 

Der Nachweis eines abgestimmten Verhaltens dürfte deshalb dem Fi-

nanzamt nicht leicht fallen. 
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Zudem erleichtert eine an sich sehr sinnvolle Maßnahme zugunsten von 

kleineren Unternehmen den Mehrwertsteuerbetrug [§ 20 UStG]: Bis 0,5 

Mio. € Jahresumsatz kann nämlich jedes Unternehmen dafür optieren, die 

Mehrwertsteuer erst an das jeweilige Finanzamt abzuführen, nachdem der 

Kunde die Rechnung bezahlt hat; im Gegenzug erhält das Unternehmen 

in Rechnung gestellte Mehrwertsteuer erst nach Bezahlung einer Rech-

nung vom Finanzamt zurück.  

In unserem Betrugsbeispiel optiert dann der Rechnungsaussteller für eine 

Besteuerung erst nach Erhalt der Zahlung, und muss deshalb ganz legal 

nie Mehrwertsteuer abführen, da er nie eine Zahlung erhält. Der Rech-

nungsempfänger hingegen optiert für die Regelbesteuerung, und be-

kommt die in Rechnung gestellte Mehrwertsteuer von seinem Finanzamt 

zurück, auch ohne die Rechnung bezahlt zu haben. Ob das Finanzamt 

diesen Betrug bei einer Betriebsprüfung bemerkt, ist fraglich, da sich 

sowohl Rechnungsaussteller als auch Rechnungsempfänger aus Sicht der 

jeweiligen Betriebsprüfer korrekt verhalten haben und es keinen automa-

tischen Datenaustausch zwischen den beteiligten Finanzämtern gibt. 

4.1.2 Tatsächlich bezahlte verbrauchbezogene Steuern 

Abb. 4.1 zeigt das Steueraufkommen durch verbrauchbezogene (´indi-

rekte´) Steuern. Die weißen bzw. schwarzen Bänder zwischen den Kurven 

geben jeweils die Belastung durch die rechts benannten Steuern an. 

Im Jahr 2010 betrugen die verbrauchbezogenen Steuern insgesamt 269 

Mrd. € (vgl. hierzu auch Tab. 1.1 in Kap. 1.2.2). Davon waren in 2010 rund 

zwei Drittel Mehrwertsteuer und je rund ein Sechstel Energie- & Strom-

steuern sowie sonstige Verbrauchsteuern. 
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Abb. 4.1 : Steueraufkommen durch verbrauchbezogene Steuern 
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Quellen: [BMF 2011c; VGR 2010]; bis 1990 nur Westdeutschland;  

für Schätzwerte ab 2011: [IMK 2011]. 

4.2 Erforderliche Reformmaßnahmen 

bei der Mehrwertsteuer  

4.2.1 Erhebungsverfahren ändern 

Ist der Rechnungsempfänger ein mehrwertsteuerpflichtiges Unternehmen, 

erstattet ihm derzeit das Finanzamt die darin ausgewiesene Mehrwert-

steuer, ohne dass die Mehrwertsteuer vom Rechnungsaussteller an das 

Finanzamt abgeführt wurde und auch, wenn die Rechnung vom Rech-

nungsempfänger nicht bezahlt wurde. Dies kommt einer Einladung zum 

Betrug gleich.  
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Zudem ist dieses System unnötig höchst kompliziert und damit nur mit 

großem und unnötigem Verwaltungsaufwand durchführbar. 

(1) Notlösung: Leistungsempfänger als Steuerschuldner 

Wie erläutert, ist grundsätzlich der Aussteller der Rechnung, also der 

Lieferant, Steuerschuldner. Zur Vermeidung von Steuerbetrug wurde in 

den letzten Jahren schrittweise die Steuerschuldnerschaft vom Lieferan-

ten auf den Leistungsempfänger verlagert, insbesondere im besonders 

betrugsanfälligen Baubereich und bei ausländischen Lieferanten 

(´Reverse-Charge-Verfahren´) [§ 13b Abs. 2 UStG].  

Beispiel: Ein Unternehmen reinigt das Gebäude eines anderen Unterneh-

mens und stellt hierfür eine Rechnung über 1.000 € zzgl. 190 € MWSt. 

aus. In diesem Fall bekommt der Empfänger der Rechnung die in Rech-

nung gestellte Mehrwertsteuer zwar von seinem Finanzamt zurück, muss 

aber gleichzeitig, im Gegensatz zum Regelfall, an Stelle des Reinigungs-

unternehmens 190 € MWSt. an sein Finanzamt abführen, netto also 0 €.  

Dieses Verfahren mag als Notlösung für besonders betrugsanfällige 

Branchen taugen, verursacht aber weitere Betrugsmöglichkeiten, weil in 

der Praxis häufig unklar ist, wer denn nun eigentlich Mehrwertsteuer zu 

bezahlen hat.  

Das Bundesfinanzministerium wollte schon 2008 für alle Lieferun-

gen/Leistungen über 5.000 € den Leistungsempfänger als Steuerschuldner 

festlegen, aber andere EU-Staaten haben das 2008 mehrheitlich blockiert 

genauso wie ein dazu geplantes Pilotprojekt [BMF 2011b]. Auch dieser 

aus der Not geborene Vorschlag, unter weitestgehender Auslegung der 

EU-Mehrwertsteuerrichtlinie [EU 2006] Betrug zu bekämpfen, hat ähnli-

che systematische Nachteile wie die vorher erläuterten branchenspezifi-

schen Regelungen zur Mehrwertsteuer.  
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(2) Lösung: Mehrwertsteuer erst nach Bezahlung der 

Rechnung erheben, nicht schon bei Rechnungsstellung 

Die Mehrwertsteuer sollte zukünftig erst nach Bezahlung der Rechnung 

beim Lieferanten erhoben und dem Kunden erstattet werden. Dies würde 

das deutsche Mehrwertsteuersystem vereinfachen und zu einer enormen 

Verwaltungseinsparung bei allen Beteiligten, sowohl bei den Betrieben 

wie auch bei der Finanzverwaltung, führen. Zudem sollte zumindest bei 

größeren Beträgen eine Rückerstattung erst erfolgen, wenn die Zahlung 

der Mehrwertsteuer durch den Lieferanten nachgewiesen ist. Damit wür-

den die Möglichkeiten für Mehrwertsteuerbetrug weiter verringert [EU 

2010b]. 

In obigem Beispiel (2a) würde dann der Kunde erst nach tatsächlicher 

Bezahlung der Rechnung die bezahlten 190 € MWSt. vom Finanzamt 

zurückfordern können, im Gegenzug müsste der Lieferant erst nach Er-

halt der Zahlung die 190 € MWSt. an sein Finanzamt abführen.  

Erforderliche Maßnahme: 

Mehrwertsteuer erst nach Bezahlung der Rechnung 

beim Lieferanten erheben und dem Kunden erstatten. 

Auch diese Maßnahme steht grundsätzlich im Widerspruch zur EU-

Mehrwertsteuerrichtlinie. Es wäre zu prüfen, inwieweit in der Praxis der 

Vorschlag de facto EU-konform umgesetzt werden könnte, indem die 

Rückzahlung von Mehrwertsteuer, wie in vielen anderen EU-Staaten 

üblich, generell verzögert wird. Zudem sollte, zumindest bei größeren 

Beträgen, für eine Rückerstattung grundsätzlich die Rechnung in einem 

elektronischen Standardformat bei einer zentralen Datenbank der Finanz-

ämter eingereicht werden müssen, und zwar sowohl vom Lieferanten wie 

vom Kunden. Damit wäre ein automatisierter Datenabgleich möglich. 

Das Entdeckungsrisiko würde deutlich erhöht und der Mehrwert-

steuerbetrug würde deutlich eingeschränkt. 
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4.2.2 Ermäßigten Mehrwertsteuersatz 

für Lebensmittel beibehalten 

Allein durch die Mehrwertsteuer wird das Haushaltsnettoeinkommen des 

ärmsten Zehntels der Bevölkerung mit knapp 12% belastet, das des 

reichsten Zehntels nur mit gut 6% [Bach 2011b, Tab. 2]. Zwar ist bei den 

Wohlhabenden auf Grund ihrer Konsumstruktur (z.B. Restaurantbesuch 

statt Lebensmittelkauf) nur ein kleinerer Teil des Konsums steuerermäßigt, 

aber Bezieher niedrigerer Einkommen konsumieren einen viel höheren 

Anteil ihres verfügbaren Einkommens als die Wohlhabenden. 

Ein voller Mehrwertsteuersatz auf Nahrungsmittel etc. würde v.a. Ge-

ringverdiener belasten [Bach 2011b]. Deshalb wäre ein Sozialausgleich 

aus Steuermitteln erforderlich. Es bestehen erhebliche Zweifel, ob der 

Sozialausgleich dauerhaft finanziert werden würde. Deshalb sollten ver-

günstigte Mehrwersteuersätze beibehalten werden, soweit sie primär die 

grundsätzlich stärkere Mehrwertsteuerbelastung kleinerer Einkommen 

reduzieren. Dies betrifft insbesondere den ermäßigten Mehrwertsteuersatz 

für Lebensmittel von 7% [§ 12 Abs. 2 Nr. 2 UStG] und die Mehrwertsteuer-

freistellung von Mieten [§ 4 Nr. 12 UStG]. 

In jedem Fall sollten der erst 2009 eingeführte ermäßigte Mehrwertsteu-

ersatz für Hoteliers [§ 12 Nr. 11 UStG] sowie alle anderen Vergünstigun-

gen, insbesondere auch für Tierfutter, abgeschafft werden. Im Gegenzug 

wäre eine Mehrwertsteuervergünstigung für Kinderbedarf zu überlegen. 

Erforderliche Maßnahme: 

Mehrwertsteuervergünstigungen reduzieren, 

für Lebensmittel und Mieten aber beibehalten. 
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5 Offene Fragen und 

erforderliche Untersuchungen 

Die Bestandsaufnahme in den vier vorherigen Kapiteln dieses Berichts 

bestätigt den allgemeinen Eindruck, dass die Besteuerung in Deutschland 

zunehmend lückenhaft und zunehmend unsozial ist: 

 Das gesamte Wirtschaftssystem hat sich rapide strukturell verändert 

von einer überwiegend nationalstaatlich operierenden Ökonomie hin 

zu einer global vernetzten Ökonomie. Der Gesetzgeber hat es in den 

letzten Jahrzehnten versäumt, das Steuersystem durch entsprechende 

tiefgreifende Veränderungen der Besteuerung und ihrer Bemessungs-

grundlagen der Realität anzupassen. Dadurch hat Deutschland, wie 

andere Länder auch, die Heuschrecken angelockt und die Raubtiere 

gefüttert, die heute vielfach mächtiger sind als die Politik. 

 Gut organisierte Lobbygruppen haben mit Unterstützung weiter Krei-

se aus Wissenschaft und Beratung immer neue steuerliche Vergünsti-

gungen für global operierende Konzerne, für die Bezieher sehr hoher 

Einkommen und die Eigentümer großer Vermögen durchgesetzt. 

 Die durch diese Steuerpolitik verstärkte Umverteilung des Volksein-

kommens von unten nach oben lässt sich unmittelbar ablesen an der 

zeitlichen Entwicklung der Steuer- & Sozialabgabenbelastung: Vor 30 

Jahren war die Steuer- & Sozialabgabenbelastung von Lohneinkom-

men mit rund 40% nur geringfügig höher als die Belastung von Un-

ternehmens- & Vermögenseinkommen mit rund 35%, heute ist sie mit 

rund 45% etwa doppelt so hoch wie die dramatisch auf gut 20% abge-

senkte Steuerbelastung von Unternehmens- & Vermögenseinkommen. 

Die steuerrechtlichen Ursachen für diese Missstände sind für die wich-

tigsten Steuerarten in den Kapiteln 2, 3 und 4 dargestellt. Dort wurden 

auch jeweils Reformziele formuliert und Vorschläge für entsprechende 

Reformmaßnahmen vorgelegt. 
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Vor ihrer Durchführung müssen die vorgeschlagenen Reformmaßnahmen 

unter Berücksichtigung alternativer Vorschläge, z.B. von Kirchhof 

[Kirchhof 2011b; Berger 2011], in mehrfacher Hinsicht genauer untersucht 

und Antworten auf zahlreiche offene Fragen erarbeitet werden: 

 Wie sehen gesetzliche und verwaltungstechnische Instrumente zur 

Durchsetzung der jeweiligen Maßnahme aus? 

 Wie könnten Übergangsregelungen, Freibeträge, Fristen gestaltet wer-

den? 

 Welche wirtschaftlichen Auswirkungen haben die einzelnen Maß-

nahmen auf verschiedene Typen von Unternehmen? 

 Lässt sich das durch die einzelnen Maßnahmen vor Berücksichtigung 

von Anpassungsreaktionen erzielbare zusätzliche Steueraufkommen 

zumindest größenordnungsmäßig abschätzen? 

 Wie verlässlich und wie aktuell ist jeweils die Datenbasis für solche 

Abschätzungen? Wie lassen sich ggf. verlässlichere und aktuellere 

Daten gewinnen? 

 Welche Ausweich- und Abwehrreaktionen sind von den einzelnen 

Akteuren zu erwarten, und welche Auswirkungen würde das auf das 

Steueraufkommen haben können?  

 Zukünftige Besteuerung von Banken und immateriellen Wirtschafts-

gütern? 

 Wie könnte eine Finanztransaktionssteuer auch ohne internationale 

Abstimmung eingeführt werden? 

Diese notwendigen und großenteils durchaus beantwortbaren Fragen 

bedürfen einer weiteren detaillierteren Untersuchung. 
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6 Zusammenfassung 

6.1 Steuer- & Sozialabgabenbelastung 

(1.1) Die öffentlichen Haushalte sind strukturell unterfinanziert. Nicht zu 

niedrige Steuersätze sind die Hauptursache dafür, sondern eine Steuerpo-

litik, die seit Jahrzehnten die Effekte der Globalisierung nicht berücksich-

tigt hat: Nach der aus vorglobalen Zeiten überkommenen Systematik und 

Praxis der Steuererhebung können heute erhebliche Anteile von großen in 

Deutschland erworbenen Einkommen dem deutschen Fiskus entzogen 

werden, teils legal durch Steuervermeidung, teils illegal durch Steuerhin-

terziehung. Angesichts wachsender Aufgaben bei der Kinderbetreuung, 

im Jugend- und Bildungsbereich, im Bereich der öffentlichen Ordnung 

und zur Erhaltung und zum Ausbau der Infrastruktur ist eine Reform von 

Steuersystem und Steuererhebung erforderlich, die nachhaltiges staatli-

ches Handeln wieder finanzierbar macht.  → Kap. 1.1 

(1.2) Die Steuer- & Sozialabgabenbelastung wurde seit Anfang der 

1980er Jahre immer mehr zu Ungunsten der Lohnempfänger verschoben. 

Arbeit muss in 2010 vier Fünftel der öffentlichen Aufgaben finanzieren 

(Abb. 6.1b), obwohl ihr Anteil am Volkseinkommen nur gut drei Fünftel 

beträgt (Abb. 6.1a). Die tatsächlich bezahlte Belastung von Lohneinkom-

men durch Steuer- & Sozialabgaben war in 2010 mit gut 45% mehr als 

doppelt so hoch wie die Steuerbelastung von Unternehmens- & Vermö-

genseinkommen, die nur gut 20% betrug (Abb. 6.1c). Diese Umverteilung 

von unten nach oben muss beendet werden. → Kap. 1.2 
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Abb. 6.1 : Anteile am Volkseinkommen sowie Belastung durch 

direkte Steuern & Sozialabgaben 2000-2015 

a) Anteil am Volkseinkommen 
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b) Anteil an allen direkten Steuern & Sozialabgaben 
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c) Belastung des Einkommens durch Steuern & Sozialabgaben 
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Arbeitsentgelte = Bruttolohnsumme + Sozialabgaben der Arbeitgeber. 

Quellen: [BMF 2011c; VGR 2010; IMK 2011]. 
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(1.3) Abb. 6.2 zeigt die realen, d.h. preisbereinigten Volkseinkommen, 

Arbeitsentgelte und Unternehmens- & Vermögenseinkommen von 2000 

bis 2015:  → Kap. 1.2.3 

 Das Volkseinkommen ist von 2000 bis 2010 um rund 8% gewachsen.  

 Die Arbeitnehmer profitierten vom Wachstum nicht, ihre Nettolöhne 

sind – preisbereinigt – genauso hoch wie in 2000 und sollen bis 2015 

trotz eines prognostizierten weiteren Wirtschaftswachstums nur um 

rund 5% steigen.  

 Von 2000 bis 2010 bekamen den gesamten Zuwachs Unternehmens- 

& Vermögenseinkommen, die trotz des massiven Rückgangs in 2008 

und 2009 um über 40% gestiegen sind und laut Prognose bis 2015 um 

weitere 22% steigen werden. 

Abb. 6.2 : Arbeitsentgelte versus Unternehmens- & 

Vermögenseinkommen 2000-2015 
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Arbeitsentgelte = Bruttolohnsumme + Sozialabgaben der Arbeitgeber. 

Quellen: [BMF 2011c; VGR 2010; IMK 2011]; bis 1990 nur Westdeutschland. 
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6.2 Einkommenbezogene Besteuerung 

In Deutschland gibt es derzeit drei einkommenbezogene Steuerarten: 

 Einkommensteuer, 

 Körperschaftsteuer, 

 Gewerbesteuer. 

(2.1) Derzeit bleiben erhebliche Teile von in Deutschland erworbenen 

Einkommen dauerhaft in Deutschland unbesteuert. Insbesondere können 

in Deutschland erwirtschaftete Kapitalentgelte für Kredite (Schuldzinsen) 

und für Patente und Namenslizenzen (Lizenzgebühren) unbesteuert in 

Steueroasen fließen. Eine Bekämpfung von Steuervermeidung und Steu-

erflucht ist kurzfristig und EU-konform durch rein nationale Maßnahmen 

möglich.  → Kap. 2.2.1 

Erforderliche Maßnahmen: 

Besteuerung der gesamten im Inland erwirtschafteten Kapitalentgelte, 

also wie bisher Gewinne, zukünftig auch geleistete Schuldzinsen und 

Lizenzgebühren, die dann nicht mehr unbesteuert in Steueroasen  

fließen können: 

 Besteuerung nicht nur beim Empänger, sondern auch 

an der Quelle, also beim Betrieb. 

 Besteuerung unabhängig vom in- oder ausländischen Sitz  

des Kapitaleigentümers. 

(2.2) Derzeit können in Deutschland Aufwendungen steuerlich geltend 

gemacht werden, auch wenn die resultierenden Erträge in Deutschland 

steuerfrei sind. Dies resultiert in massiven deutschen Steuerverlusten und 

belohnt zudem den Abbau von deutschen Arbeitsplätzen und ihre Verla-

gerung in Niedriglohnländer. → Kap. 2.2.2 

Erforderliche Maßnahme:  

Kein steuerlicher Abzug von Aufwendungen,  

soweit resultierende Erträge steuerfrei sind.  
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(2.3) Durch die derzeit mögliche Verrechnung von Gewinnen und Ver-

lusten zwischen gesellschaftsrechtlich unabhängigen Unternehmen eines 

Konzerns ist deren Steuerbelastung viel niedriger als die eines vergleich-

baren Einzelunternehmens. → Kap. 2.2.3(1) 

Erforderliche Maßnahme: 

Verlustverrechnung zwischen verbundenen Konzerngesellschaften 

(´steuerliche Organschaft´) aufheben, und zwar sowohl bei der 

Körperschaftsteuer wie bei der Gewerbesteuer. 

(2.4) Derzeit können Unternehmen Verluste aus frühereren Jahren zeit-

lich unbegrenzt vortragen. Allein bei der Körperschaftsteuer betrugen in 

2006 die Verlustvorträge 576 Mrd. €, über fünfmal so viel wie der kör-

perschaftsteuerpflichtige Gesamtbetrag der Einkünfte aller Unternehmen 

von rund 104 Mrd. €. → Kap. 2.2.3(2) 

Erforderliche Maßnahme:  

Verrechnung von Verlusten aus früheren Jahren stärker beschränken. 

(2.5) Derzeit bleiben Wertsteigerungen vielfach unbesteuert. Die dadurch 

gebildeten unbesteuerten Vermögenswerte (´stille Reserven´) sind eine 

vom Gesetzgeber geförderte Möglichkeit zur legalen Steuervermeidung 

und der Hauptgrund für die Komplexität der deutschen Unternehmensbe-

steuerung. → Kap. 2.2.4 

Erforderliche Maßnahme: 

Dauerhaft unbesteuerte Vermögenserträge verringern durch 

schrittweise Annäherung der Buchwerte an die Verkehrswerte. 

(2.6) Die Gewerbesteuer dient zur Finanzierung der kommunalen Infra-

strukturaufwendungen, die bei der tatsächlichen Sitzgemeinde jedes ein-

zelnen Betriebes anfallen. Die Gewerbesteuer muss deshalb dort erhoben 

werden, wo der Betrieb seine Kapitalentgelte tatsächlich erwirtschaftet.   

 → Kap. 2.2.5 
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Erforderliche Maßnahmen:  

 Deutlich höheren Anteil der geleisteten Schuldzinsen und 

Lizenzgebühren der Gewerbesteuer unterwerfen.  

 Keine Verlustverrechnung zwischen einzelnen Betriebsstätten. 

(2.7) Private Kapitaleinkünfte brauchen vom Steuerpflichtigen nicht mehr 

in der Steuererklärung angegeben werden, vielmehr wird die Abgeltungs-

steuer von 25% ohne Namensnennung des Steuerpflichtigen von der zu-

ständigen Bank an den Fiskus abgeführt. Der Fiskus hat damit keinerlei 

Informationen mehr über die tatsächlichen Kapitalerträge der einzelnen 

Steuerpflichtigen.  → Kap. 2.2.6(1) 

Erforderliche Maßnahmen:  

 Angabe aller Einkünfte aus Kapitalvermögen in der 

Einkommensteuererklärung. 

 Versteuerung dieser Einkünfte nicht mehr pauschal mit 25%, 

sondern nach dem persönlichen Einkommensteuersatz.  

(2.8) Derzeit bestehen massive Anreize für Steuerverwaltung und Gerich-

te, dem Steuerbetrüger bei einem Geständnis eine Bewährungsstrafe zu-

zusichern. Dies schädigt die allgemeine Steuermoral und verringert den 

Anreiz für Selbstanzeigen. → Kap. 2.2.6(2) 

Erforderliche Maßnahme:  

Steuerbetrug über 1 Mio. € zwingend mit einer Gefängnisstrafe 

ohne Bewährung ahnden. 



6  Zusammenfassung 104   

 

6.3 Vermögenbezogene Besteuerung 

In Deutschland gibt es derzeit vier vermögenbezogene Steuerarten: 

 Vermögensteuer (Erhebung derzeit ausgesetzt), 

 Grundsteuer, 

 Grunderwerbsteuer, 

 Erbschaftsteuer. 

(3.1) Die netto resultierenden Unternehmens- & Vermögenseinkommen 

lagen in 2010 mit 503 Mrd. € beim gut Vierfachen der darauf insgesamt 

bezahlten Steuern. Dies steht im deutlichen Kontrast zu den Nettolöhnen, 

die mit 684 Mrd. € nur wenig über den darauf insgesamt bezahlten Steu-

er- & Sozialabgaben von 574 Mrd. € Mrd. € lagen.  → Kap. 2.1.2 

(3.2) Die tatsächlich bezahlte prozentuale Belastung von Unternehmens- 

& Vermögenseinkommen war in 2010 nur rund halb so hoch wie die 

Belastung von Arbeitsentgelten (Abb. 6.3), wesentlich bedingt durch die – 

auch im internationalen Vergleich – sehr niedrige Belastung von nur rund 

3% durch vermögenbezogene Steuern wie Vermögensteuer, Grund- und 

Grunderwerbsteuer sowie Erbschaft- und Schenkungsteuer (Abb. 6.3b, 

oberstes weißes Band). → Kap. 3.1.5 

(3.3) Das Nettovermögen beträgt in Deutschland durchschnittlich gut 

100.000 € pro Person, ist allerdings sehr ungleich verteilt: → Kap. 3.1 

 Das reichste Zehntel der Bevölkerung besitzt rund sechs Zehntel des 

Vermögens. 

 Die folgenden zwei Zehntel der Bevölkerung besitzen drei Zehntel des 

Vermögens (häufig eigengenutzte Immobilien). 

 Die folgenden zwei Zehntel der Bevölkerung besitzen ein Zehntel des 

Vermögens (häufig eigengenutzte Immobilien). 

 Die verbleibende Hälfte der Bevölkerung hat keinerlei Vermögen oder 

sogar netto Schulden. 
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Abb. 6.3 : Tatsächlich bezahlte Belastung von Arbeitsentgelten und 

von Unternehmens- & Vermögenseinkommen 2000-2015 

a) Belastung von Arbeitsentgelten  

    Arbeitsentgelte = Bruttolohnsumme + Sozialabgaben der Arbeitgeber. 
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Die weißen bzw. schwarzen Bänder zwischen den Kurven geben jeweils das 

Aufkommen der benannten Steuern an.  

Quellen: [BMF 2011c; VGR 2010; IMK 2011].  



6  Zusammenfassung 106   

 

(3.4) Eine maßvolle Besteuerung der erzielbaren Erträge von korrekt zu 

Marktpreisen bewerteten Vermögen wurde vom Bundesverfassungsge-

richt bereits 1995 ausdrücklich für zulässig erklärt, doch bis heute nicht 

durch entsprechende Gesetzgebung in Kraft gesetzt.  → Kap. 3.2.1 

Erforderliche Maßnahmen: 

 Vermögensteuer auf alle größeren Vermögen erheben, 

und zwar auf deren Verkehrswerte.  

 Einführung einer Bundesimmobiliensteuer als Teil  

einer allgemeinen Vermögensteuer. 

(3.5) Die Grundsteuererhebung erfolgt weiterhin auf der Grundlage der 

zuletzt 1964 bestimmten Einheitswerte. Im klaren Widerspruch zur 

grundsätzlich geltenden Rechtslage hat der Gesetzgeber (ähnlich wie bei 

der Vermögensteuer) geltendes Recht außer Kraft gesetzt und eine Aktuali-

sierung der Einheitswerte seit 1964 verhindert.  → Kap. 3.2.2 

Erforderliche Maßnahme: 

Kommunale Grundsteuer auf Verkehrswerte erheben. 

(3.6) Die Erbschaft- und Schenkungsteuer wird zwar seit 2009 auf Ver-

kehrswerte erhoben, allerdings wurden alle als Betriebsvermögen dekla-

rierbaren Vermögenswerte ganz oder überwiegend von einer Besteuerung 

freigestellt. → Kap. 3.2.4 

Erforderliche Maßnahme: 

Erbschaftsteuer auf alle größeren Erbschaften 

und ohne Ausnahmen erheben. 
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(3.7) Eine Finanztransaktionssteuer könnte die Instabilität von Wechsel-

kursen, Rohstoffpreisen und Aktienkursen mildern und hat ein sehr hohes 

Ertragspotenzial. → Kap. 3.2.5 

Erforderliche Maßnahme: 

Finanztransaktionssteuer einführen. 

6.4 Verbrauchbezogene Besteuerung 

Verbrauchbezogene Steuern sind Mehrwertsteuer, Energie- und Strom-

steuern, KfZ-Steuern, Tabak- und Alkoholsteuern, Erträge aus dem Ver-

kauf von CO2-Zertifikaten etc.. Von diesen Steuern wird hier mit der 

Mehrwertsteuer nur die wichtigste und aufkommenstärkste Steuer näher 

betrachtet. 

Die Erhebung der Mehrwertsteuer ist nicht nur mit einem hohen Verwal-

tungsaufwand bei Unternehmen und Finanzverwaltung verbunden, sie 

lädt auch geradezu zur Steuerhinterziehung ein. Die Mehrwertsteuer wird 

nämlich dem gewerblichen Rechnungsempfänger als Vorsteuer erstattet, 

auch wenn er die Rechnung gar nicht bezahlt hat und auch wenn der 

Rechnungsaussteller gar keine Mehrwertsteuer an das Finanzamt abge-

führt hat.  → Kap. 4.2.1 

Erforderliche Maßnahme: 

Mehrwertsteuer erst nach Bezahlung der Rechnung 

dem Kunden erstatten und beim Lieferanten erheben. 

6.5 Offene Fragen und erforderliche Untersuchungen 

Die vorgeschlagenen Reformmaßnahmen müssen vor ihrer Durchführung 

in mehrfacher Hinsicht genauer untersucht und Antworten auf zahlreiche 

offene Fragen erarbeitet werden. → Kap. 5 
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